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der Ausstieg des Vereinigten Königreichs 
aus der europäischen Union steht an und 
immer noch ist unklar, wie dieser genau 
ablaufen soll bzw. wird. In dieser Ausgabe 
des Wirtschaftsforums wollen wir uns 
daher schwerpunktmäßig dem bevor-
stehenden Brexit widmen.
Die Entscheidung unserer britisch-euro-
päischen Landsleute war knapp. Aber wer 
A sagt, muss auch B sagen. Und so geht 
nun ein Mitgliedsstaat der europäischen 
Union das erste Mal den Weg wieder hin-
aus aus der Union. Die Frage warum wäre 
- rein auf die Briten bezogen - natürlich 
ein Blick in die Vergangenheit. Der Drops 
ist allen Spekulationen über ein erneutes 
Referendum zunächst einmal gelutscht, 
eine Entscheidung wurde getroffen. Der 
Blick in die Zukunft und wie es weitergeht 
ist dringend notwendig. Da aber viele The-
men, die die Europäer von der Atlantik-
insel zu ihrer Entscheidung gebracht 
haben, auch die Europäer vom Festland 
beschäftigen, ist es an dieser Stelle wohl 
doch angebracht, verschiedene europäi-
sche Probleme klar zu benennen und sie 
aber auch entsprechend einzuordnen, vor 
allem aus deutscher Sicht.
Ein Vorwurf, der innerhalb der  Union 
immer wieder laut wird, ist die Kritik am 
Regierungsapparat. Aufgeblähte, ent-
scheidungsschwache Parlamente, zu viel 
Bürokratie, zu weit weg vom Bürger. Vor-
würfe, die sowohl im „Brexitwahlkampf“,  
aber auch in Deutschland jedem leicht 
von den Lippen gehen, egal, ob eine 
grundsätzlich pro- oder contraeuropäi-
sche Grundeinstellung beim Befragten 
vorherrscht. Und zwar ganz einfach des-
halb, weil es wahr ist. Zur Wahrheit ge-
hört aber auch, dass auf die nationalen 
Regierungen und Parlamente diese Kri-

tik eins zu eins übertragbar wäre. Siehe 
sowohl die schwache Performance der 
britischen Regierung und Opposition in 
den vergangenen Monaten oder aber den 
aufgeblähten Bundestag in Deutschland, 
der nach der letzten Wahl fast genauso 
groß ist wie das europäische Parlament. 
Entscheidungen werden, wenn über-
haupt, nur schleppend getroffen, Büro-
kratie dafür am Fließband produziert.
Apropos Bürokratie. Wenn mal wieder 
der parlamentarische Repräsentant oder 
die Repräsentantin aus dem Bundestag 
die Sonntagsrede auf die europäische 
Union schwingt, Unverständnis  über den 
Brexit äußert, die Europafeindlichkeit 
der AfD kritisiert und ihm oder ihr kein 
weiteres Argument für die europäische 
Union einfällt als Friede, dann würde ich 
mir mal eine Frage erlauben: Warum wird 
durch das ständige Vergolden europäi-
scher Vorgaben im Bundestag, als letz-
ter dicker Klops siehe die Datenschutz-
grundverordnung, Brexit Befürwortern 
und Parteien wie der AfD ständig Was-
ser auf die Mühlen gegossen? Warum 
wird das Auseinanderbrechen der Union 
damit provoziert und somit das höchste 
aller Güter, der europäische Zusammen-
halt und Friede, riskiert?
Wer zahlt, bestimmt. Dieser Gedanke 
ist bei den ökonomisch geprägten Bri-
ten wohl stärker verankert als sonst wo 
in der europäischen Union. Vielleicht 
hätte es hier mehr Unterstützung ge-
braucht, natürlich von den Ländern, die 
Leistung erbringen und nicht von denen, 
die nur abschöpfen, in erster Linie also 
von Deutschland. Der Leistungsgedanke 
in Deutschland ist aber mittlerweile so 
fern. Die Umverteilung so etabliert. Wir 
bekommen in Baden-Württemberg noch 

nicht einmal einen Schreikrampf, wenn 
Berlin jährlich 4 Milliarden Euro aus der 
Länderumverteilung (Länderfinanzaus-
gleich) bekommt, damit eine sozialisti-
sche Regierung wählt, Kitas kostenlos zur 
Verfügung stellt, den Rest vom Geld in 
einem Flughafenprojekt verfeuert und, 
da sonst nichts mehr zu tun ist, sich den 
lieben langen Tag über Gendertoiletten 
Gedanken macht. Natürlich lässt sich 
dementsprechend die Bundesregierung 
auf europäischer Ebene ebenfalls von 
den Transferleistungsempfängern am 
Ring durch die Manege führen, die Briten 
wollen dies eben nicht.
Der Brexit ist nicht nur unnötig, weil 
viele der Probleme, die der europäischen 
Union vorgeworfen wurden und wer-
den, entweder national im selben Maße 
vorherrschen oder aber eben gar nicht 
originär von der europäischen Union 
kommen. Der Brexit ist vor allem aber 
bedauerlich, weil anders denkende Men-
schen, die, die sich dann schon wundern, 
warum in Europa ständig der Schwanz 
mit dem Hund wedelt, die Union ver-
lassen. Deutschland verliert einen star-
ken Partner, um die tatsächlichen Auf-
gaben der Union stemmen zu können. 
Damit schwindet mal wieder ein Stück-
chen mehr von der Hoffnung, dass die 
europäische Union und vor allem auch 
Deutschland sich ihrer Rolle bewusst 
werden und Probleme gelöst und ihnen 
nicht aus dem Weg gegangen wird.

Daniel Hackenjos

Liebe MITstreiter und MITstreiterinnen,

Daniel Hackenjos

Vorwort
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Rainer Wieland MdEP

Brexit: Europas Aufbruch oder Niedergang?

Als im Juni 2016 eine knappe Mehrheit von 51,9 Prozent der 
britischen Wählerinnen und Wähler für den Austritt aus der 
Europäischen Union stimmte, so schien dies für viele Be-
obachter - mich eingeschlossen - der absolute Tiefpunkt zu 
sein. Heute wissen wir, dass das Referendum erst der Auf-
takt für ein beispielloses politisches Drama war. Wer hätte 
vor knapp drei Jahren geglaubt, dass nur wenige Wochen vor 
dem geplanten Austrittsdatum noch völlig unklar ist, ob und 
wie dieser Austritt stattfinden soll? Wer hätte geglaubt, dass 
die Verantwortlichen in der britischen Regierung und im bri-
tischen Parlament den Austrittsprozess derart plan- und ver-
antwortungslos gestalten würden? 
Kein anderes Ereignis in Europa hat in den vergangenen Jahr-
zehnten für eine derartige Verunsicherung gesorgt. Der Bre-
xit dominiert seit 2016 die öffentliche Debatte und zehrt an 
den Nerven der vielen betroffenen Bürgerinnen und Bürger 
sowie der Unternehmen in ganz Europa. Mittlerweile wis-
sen wir, welch großen Schaden allein der Austrittsprozess 
auf beiden Seiten des Ärmelkanals verursacht hat. Wir alle 
müssen nun aufpassen, dass es nicht noch schlimmer kommt 
und auch, dass sich ähnliches nicht wiederholt. Denn auch 
wenn ich persönlich die Austrittsentscheidung stets zutiefst 
bedauert habe und kaum nachvollziehen kann, wie sich die 
sonst so rationalen Briten derart aufreiben konnten, so ziehe 
ich auch einige positive Schlüsse aus diesen Erfahrungen. 

Schwerpunkt

17.01.2019

1
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Der Brexit war, davon bin ich überzeugt, ein nicht zu über-
hörender Weckruf für Europa. 
Viele Bürgerinnen und Bürger auf dem Kontinent haben er-
kannt, dass die vielen Vorteile des vereinten Europa erstens 
nicht zu unterschätzen und zweitens keineswegs selbstver-
ständlich sind. Den Menschen ist deutlich geworden, dass 
eben doch das Engagement jedes Einzelnen von Bedeutung 
ist. Auch viele Briten hatten erst nach dem Referendum be-
gonnen, sich über europäische Fragen zu informieren und 
viele bedauern dies bis heute. Die Teilnahme an Wahlen und 
aktives politisches Engagement in den unterschiedlichsten 
Formen gewinnen wieder an Bedeutung. Der Zulauf bei Ini-
tiativen, die sich eindeutig für eine konstruktive Mitarbeit am 
europäischen Projekt positionieren, beispielsweise die über-
parteiliche Europa-Union Deutschland, der ich selbst seit 
Studententagen angehöre, oder die Initiative „Pulse of Eu-
rope“, unterstreicht dieses gewachsene Bewusstsein. Diese 
Entwicklung macht Mut! Es gibt in der Europäischen Union 
noch viel zu verbessern, doch der Schlüssel dazu ist eine akti-
ve, konstruktive Haltung und nicht Abschottung. 
Eine weitere wichtige Erkenntnis betrifft Politik und Gesell-
schaft gleichermaßen. Die Art der Entscheidungsfindung 
auf EU-Ebene und auch die Prozesse der demokratischen 
Willensbildung ganz allgemein werden oft kritisiert. Die 
Auseinandersetzung um den Brexit und insbesondere eine 
Lösung für das Verhältnis zwischen Nordirland und der Re-
publik Irland haben uns jedoch auch die Stärken dieses Sys-
tems vor Augen geführt. Zum einen mussten die Briten selbst 
die schmerzliche Erfahrung machen, wie stark eine geeinte 
Europäische Union in Verhandlungen auftreten kann. Zum 
anderen wird uns wieder klar, dass der unglaublich blutige 
Konflikt um Nordirland, der tausende Opfer forderte und die 
gesamte Insel lähmte, nur Dank zäher Verhandlungen und 
einer europäischen Perspektive entschärft werden konnte. 
Die Bereitschaft zum Dialog, zu Kompromissen und zum fai-
ren Ausgleich berechtigter Interessen haben Irland befriedet 
und sie haben auch Deutschland und Europa stark gemacht. 

Wo uns hingegen Engstirnigkeit und Populismus hinführen, 
zeigt uns das Chaos um den Brexit leider nur zu deutlich. 
Viele Menschen haben dies zuletzt erkannt. Darauf können 
wir aufbauen. 
Jetzt ist die beste Zeit, die Europäische Union nachhaltig zu 
verbessern und für die Zukunft zu wappnen. Es liegt in unse-
rer Hand, den im Koalitionsvertrag angekündigten „neuen 
Aufbruch für Europa“ mit Leben zu füllen. Ich möchte Sie alle 
einladen, sich in diesen Prozess einzubringen und stehe Ihnen 
dabei stets gerne als Gesprächspartner, Vermittler und Tür-
öffner zur Verfügung. 

Rainer Wieland MdEP,  

rainer.wieland@europarl.europa.eu, 

www.mdep.de  

Rainer Wieland MdEP

Schwerpunkt
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Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut MdL zur Europa-Wahl

Jetzt Europas Weichen stellen!

Es ist höchste Zeit für neue Impulse! 
Die Europawahl am 26. Mai wird mitent-
scheiden, ob die  EU in diesen unruhigen 
Zeiten Stabilität und Stärke bieten kann 
– oder ob sie durch Fliehkräfte aus ihrem 
Inneren gespalten und gelähmt wird. Wir 
brauchen eine EU, die gemeinsame euro-
päische Interessen entschlossen vertritt.
Freihandelsabkommen wie jüngst mit
Japan sind gerade heute wichtige Sig-
nale. Gemeinsam bilden die Länder der
Europäischen Union ein Gegengewicht
zu anderen großen Wirtschaftsräumen
und können so die Interessen der Mit-
gliedstaaten wirksam vertreten. Gera-
de für ein exportstarkes Land wie Ba-
den-Württemberg ist der Austausch mit
anderen Ländern der richtige Weg zur
Sicherung unseres Wohlstands. Offene
Märkte gehören zu den Grundfesten
der Europäischen Union. Das gilt nach
außen wie auch nach innen: Auch der
Binnenmarkt muss weiterentwickelt
werden - an den Grenzen bestehen 
noch zu viele bürokratische Hürden. 
Dies betrifft auch die Unternehmen 

aus Baden-Württemberg, die ihre Leis-
tungen grenzüberschreitend in Öster-
reich und in Frankreich erbringen. Der 
Binnenmarkt ist nicht nur Ausdruck der 
offenen europäischen Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung. Er ist auch das 
Fundament unseres Wohlstands. Wir 
sollten nicht vergessen, dass die Euro-
päische Union auch auf einem Wohl-
standsversprechen errichtet wurde. Die-
sen Wohlstand gilt es nicht nur gegen 
Protektionisten, Populisten und Natio-
nalisten zu verteidigen. Wir brauchen 
auch eine Europäische Union, die für 
die wirtschaftlichen Herausforderungen 
des 21. Jahrhunderts gerüstet ist. Und 
dafür brauchen wir ein starkes Euro-
päisches Parlament mit Abgeordneten, 
die in ihren Wahlkreisen fest verankert 
sind und unsere Anliegen nach Brüssel 
und Straßburg tragen. In der öffent-
lichen Wahrnehmung dominieren oft 
die EU-Kommission oder Gipfeltreffen 
der Staats- und Regierungschefs. Doch 
in meiner wirtschafts- und europa-
politischen Erfahrung sind die gewählten 

Volksvertreter und –vertreterinnen 
des Europäischen Parlaments zentra-
le Akteure bei der EU-Rechtssetzung. 
Eine niedrige Wahlbeteiligung stärkt 
die Extremisten mit ihrer Blockade-
haltung, lähmt den politischen Prozess 
und schwächt so Politik und Wirtschaft 
in der gesamten Union. Daher sind wir 
alle gefordert, für Europa und die Euro-
pa-Wahl zu werben!

Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut MdL,  

pressestelle@wm.bwl.de,  

www.wm.baden-wuerttemberg.de  

Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut MdL

Schwerpunkt
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Was bedeutet der Brexit für 
Unternehmen?

Der Austritt des Vereinigten König-
reichs (UK) aus der Europäischen Union 
(EU), der Brexit, vor allem aber ein so-
genannter harter Brexit (also einer ohne 
UK/EU-Austrittsabkommen), wirft unter 
anderem natürlich die Frage auf, welche 
Folgen er für die Unternehmen haben 
wird. Die bis dato unmittelbar anwend-
baren unionsrechtlichen Regelungen, 
allen voran die europäischen Grundfrei-
heiten selbst, würden entfallen, wenn 
nicht in einem Austrittsabkommen etwas 
Anderes geregelt würde.
Der drohende Wegfall der Warenver-
kehrsfreiheit und die damit einher-
gehende Wiedereinführung von Zöllen 
und Steuern z.B. führen für Unternehmen 
zu erhöhten Kosten beim Im- und Export. 
Deutsche importierende Unternehmen 
werden prüfen, ob es in der EU27/EWR 
–Zone vielleicht künftig günstigere An-
gebote gibt. Exportierende UK-Unter-
nehmen müssen sich deshalb darauf
einstellen, dass deutsche Unternehmen
Produkte in Zukunft bevorzugt aus ande-

ren EU/EWR-Mitgliedsstaaten und nicht 
mehr aus dem UK beziehen werden. Im-
portierende UK-Unternehmen könnten 
mit Lieferengpässen konfrontiert wer-
den, wenn es neue zollrechtliche Be-
stimmungen geben wird. Und deutsche 
exportierende Unternehmen wird es im 
UK genauso gehen und ihre Produkte 
werden im UK teurer werden.
Die bislang geltende Dienstleistungs-
freiheit hat dazu geführt, dass EU/
EWR-Unternehmen ihre Leistungen 
nicht nur national, sondern im gesam-
ten EU- und EWR-Gebiet anbieten und 
vertreiben können. Bei national zulas-
sungspflichtigen Bank geschäften und 
Finanz  dienstleistungen etwa genügt 
mithilfe des Europäischen Passes die 
Erlaubnis in nur einem EU- oder EWR-
Staat. Die betroffenen Unternehmen 
würden zukünftig nicht mehr von die-
sem sog. EU-Pass-Regime profitieren, 
sodass entsprechende nationale Er-
laubnisse/Lizenzen jeweils erforderlich 
werden. 

Bei der Personen/Arbeitnehmerfreizügig- 
keit ist darüber hinaus daran zu denken, 
dass künftig wahrscheinlich Arbeits-
erlaubnisse und Visa für deutsche Mit-
arbeiter im UK, aber auch für UK-Mit-
arbeiter in Deutschland benötigt werden. 
Aufgrund aufenthalts-, sozialversiche-
rungs- und steuerrechtlicher Änderun-
gen bedeutet dies den Beginn einer büro-
kratischen Abenteuerreise.

Peter Scherer,  

peter.scherer@gsk.de,  

www.gsk.de  

Peter Scherer

Schwerpunkt
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Bargeldobergrenze –  
Der Weg zum gläsernen Bürger

Bargeldobergrenze von 5000 Euro 
Seit langem wird in der größten Volks-
wirtschaft des EU-Binnenmarkts und der 
fünftgrößten der Welt über eine Bargeld-
obergrenze diskutiert – und stets wurde 
das Projekt verworfen. Die üblichen ne-
gativen Begleiterscheinungen des Inter-
netzeitalters und das hohe Verhetzungs-
potential („ein Angriff auf die Freiheit“) 
führen in Deutschland dazu, lieber mit 
Finanzkriminalität und legalisiertem 
Schwarzgeld zu leben.
16 der 28 EU-Staaten haben Bargeld-
obergrenzen. Manche betreffen All-
tagsgeschäfte, andere nur bestimmte 
Transaktionen, die anfällig für Geld-
wäsche sind, etwa Immobilien, 
Schmuck, Autos. Ich halte eine Bar-
geldobergrenze von 5000 Euro für 
richtig: 95% aller Barzahlungen 
betreffen geringere Beträge 
– und jene anderen 5% soll-
ten Spuren hinterlassen, um
Steuerhinterzieher, Drogen-
dealer und, ja, Terroristen und
ihre Finanziers zu treffen (Siehe Study
on an EU initiative for a restriction on
payments in cash, 15.12.2017, mit Fall-
studien über bar finanzierte Terroran-
schläge in Europa und Waffenkäufe der
Hisbollah). Ermittler in Sachen Geld-
wäsche befürworten Bargeld-Ober-
grenzen (siehe Europol (2015): Why
is cash still a king? A strategic use of
cash by criminal groups as a facilita-
tor for money laundering; Bund deut-
scher Kriminalbeamter: Gewachsene
Preise, 02.12.2018). Doch die Wider-
stände gegen jede Beschränkung von
Bargeld sind größer und stärker. Hilfs-
instrumente wie die 4. Geldwäsche-
richtlinie sind nicht effizient genug.

Deutschland meldet nur 2% aller 
Geldwäsche-Verdachtsfälle
Die 4. Geldwäscherichtlinie verpflichtet 
EU-weit Kreditinstitute, Immobilien-
makler, Rechtsanwälte, Notare, Ver-
anstalter von Glücksspielen und Güter-
händler, Geldwäsche-Verdachtsfälle der 

sog. Financial Intelligence Unit (FIU) zu 
melden. Tatsache ist, dass in Deutsch-
land 2017 von den 59.000 Meldungen 
80% von Kreditinstituten erfolgten; die 
Freien Berufe, Notare (5 Meldungen) und 
Makler (21 Meldungen) kommen ihrer 
Meldepflicht kaum nach (FIU, Jahres-
bericht 2017). Automatisierte Verfahren 
haben nach wie vor schwere Mängel, 
denn Mitarbeiter bei den Kreditinstituten 
schlagen die Computer. Je weniger 
Kundenkontakt, desto höher die Wahr-
scheinlichkeit, nicht entdeckt zu werden. 
Die sog. Dunkelfeldstudie (Kai Bußmann: 
Dunkelfeldstudie über den Umfang der 
Geldwäsche in Deutschland und über 
die Geldwäscherisiken in einzelnen 
Wirtschaftssektoren) geht davon aus, 

dass mindestens 100 Milliarden 
Euro pro Jahr in Deutschland ge-
waschen werden, zu 10% über 
Immobiliengeschäfte. Übrigens 
meldete Deutschland 2017 nur 

2% aller Geldwäsche-Verdachts-
fälle in der EU; die Financial Intel-

ligence Unit von Europol unterstreicht, 
dass Länder mit einer Bargeldobergrenze 
effizienter gegen Geldwäsche vorgehen 
können.

Bargeld soll bleiben
Um mit einem Missverständnis aufzu-
räumen: Es geht nicht darum, Menschen 
zu verärgern, oder um die Abschaffung 
von Bargeld an sich, um vorgebliche 
„Enteignungsstrategien“ etc. Es geht um 
illegal verdientes Geld, oft als Bargeld. 
Nicht nur, aber auch. Eine Bargeldober-
grenze löst mitnichten alle Probleme. 
Aber „ohne“ können wir einen Teil der 
Finanzkriminalität nicht bekämpfen. Ich 
werbe deshalb zuerst für eine Versach-
lichung der Debatte und für nüchternes 
Abwägen möglicher Vor- und Nachteile. 
Damit Deutschland sein Image als Hoch-
burg für Geldwäscher hinter sich lässt.

Dr. Inge Gräßle MdEP,  

ingeborg.graessle@ep.europa.eu, 

www.inge-graessle.eu  

Dr. Inge Gräßle MdEP

Schwerpunkt
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Schwerpunkt

Bargeld ist unverzichtbar!

Der Staatsverschuldung steht das Bargeld 
im Wege!
Alarmierende Vorstellungen aus dem 
Hause IWF.
Der Zugriff der Zentralbanken auf das er-
arbeitete und ersparte Vermögen der Bür-
ger kann nur und ausschließlich durch die 
Existenz von Bargeld verhindert werden.

Noch steht hinter jedem Euro-Schein
1. Das Vertrauen der Menschen, diesen

Geldschein als Zahlungsmittel unein-
geschränkt benutzen zu können. Eine
Barzahlungsobergrenze darf es des-
halb nicht geben.

2. Das Vertrauen in eine stabile Wert-
aufbewahrung, weil nur so die Lebens-
leistung der Menschen erhalten bleibt.
Eine Staatsfinanzierung über die 
Zentralbanken darf es deshalb nicht 
geben.

3. Das Vertrauen, ihn als Rechen-
einheit gebrauchen zu kön-
nen. Eine Parallelwährung
„Bargeld“ und „E-Geld“ darf
es deshalb nicht geben.

Diese Eigenschaften sind das 
Fundament einer zuverlässigen Wäh-
rung, die die Bezeichnung gesetzliches 
Zahlungsmittel verdient.
Die Tatsache, dass die EZB die 500 € 
Scheine nicht mehr erneuert, ist der 
erste und für jeden Bürger sichtbare 
Schritt, die Verwendbarkeit des gesetz-
lichen Zahlungsmittels einzuschränken.
Die EZB verkauft diese Maßnahme mit 
dem Hinweis, die 500-Euro-Note könnte 
illegalen Aktivitäten Vorschub leisten. 
Es ist in das Reich der Märchen einzu-
ordnen, dass die organisierte Kriminali-
tät, der Drogenhandel etc. in großem Stil 
über 500 € Scheine abgewickelt wird.
Jeder, der einen Gebrauchtwagen auf 
dem Privatmarkt erwerben möchte, wird 
froh sein, wenn ihm eine 500 EURO-No-
te zur Verfügung steht. 
Bargeld ist auch der beste Datenschutz. 
Warum sollen Millionen von Menschen 
auf die Verwendung von Bargeld ver-
zichten, nur weil scheinbar die Staats-
macht illegalen und unerwünschten Ge-
brauch von Bargeld vermutet, dem sie 

offenbar nicht Herr zu werden glaubt.
Bargeld ist auch kein Synonym für 
Schattenwirtschaft. In Schweden wird 
nur noch selten bar bezahlt, aber es gibt 
mutmaßlich einen Schattensektor mitt-
lerer Größe. Der Umfang der Schatten-
wirtschaft bestimmt sich u.a. nach der 
Abgabenquote, der Höhe des Pro Kopf 
Einkommens und sonstigen staatlichen 
Rahmenbedingungen. Je weniger Gänge-
lung und Bevormundung, umso weniger 
Schattenwirtschaft. 
Wer glaubt, dass zunehmende elektro-
nische Bezahlungsvorgänge das Bargeld 
überflüssig machen würden, irrt gewaltig.
In Wirklichkeit geht es darum, die Bar-
geldbestände zu entwerten, um damit 
eine absolute Niedrigzinspolitik zu 
perpetuieren und der hemmungslosen 
Staatsverschuldung weiterhin die Türen 
offen zu halten.

Alarmierend sind die neuesten Ge-
danken aus dem Hause des IWF. 
Dort existiert die Idee, die Geld-
menge in die Währung „Bargeld“ 
und die andere Währung „Sicht-

und Spareinlagen“ (E-Geld) einzu-
teilen. Zwischen diesen beiden Wäh-

rungen soll es einen Umtauschkurs geben.
Das Ganze soll so funktionieren, dass 
beispielsweise bei einem Negativzins 
von 5% für Einlagen das Bargeld um ent-
sprechende 5% abgewertet wird. Die 
Ware in den Geschäften müsste also zwei 
Preisschilder erhalten. Auf dem einen 
steht der Preis für „E-Geld“ und auf dem 
anderen der Preis für Barzahlung. 
Würde also der von der EZB gesteuerte 
Negativzins 5 % betragen, dann kostet 
ein und dieselbe Ware bei Barzahlung 
105,00 € und bei Bezahlung mit I-Geld 
100,00 €.
Auf diese Weise wird Bargeld entwertet. 
Dieses Parallelwährungsmodell kann 
man getrost als „organisierte Währungs-
reform“ bezeichnen. 
Noch ist dies eine Idee. Diese Idee darf 
nicht Wirklichkeit werden! Bezahlen Sie 
also weiterhin mit Bargeld.

Dr. Albrecht Geier, 

info@geijus.de,  

www.mit-ortenau.de  

Dr. Albrecht Geier
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Aus den Kreisen & Bezirken

MIT Herrenberg / Gäu

Rainer Stefanek führt die MIT Herrenberg/Gäu

Aufbruch und Erneuerung – so lauten 
die Gebote der Stunde in der CDU. Den 
„Kuschelkurs“ innerhalb der Regierungs-
koalition hat der Mittelstand lang genug 
mitgemacht. Wenn die Union wieder zu-
rück zu ihrer alten Stärke finden möchte, 
führt kein Weg daran vorbei, sich wieder 
mehr in Richtung Mitte zu bewegen und 
sich als Volkspartei mit klaren Grund-
sätzen zu positionieren.

Diesen Schwung der Erneuerung konnte 
die MIT Herrenberg / Gäu in die Haupt-
versammlung mitnehmen. Bereits im 
Vorfeld fanden sich viele engagierte 
Mitglieder, um Verantwortung zu über-
nehmen. Rainer Stefanek übernimmt als 
Vorsitzender das Ruder und kann auf ein 
hochmotiviertes und erfahrenes Team 
zurückgreifen. Ihm zur Seite stehen Heidi 
Maisch (stellv. Vorsitzende) und Martin 

Weber (Pressesprecher). Als Beisitzer 
fungieren Alexandra Maschka, Domi-
nic Borrelli, Florian Bandt, Dr. Andreas 
Lang und Victor Seiler. Die Hauptver-
sammlung wurde von unserem Landes-
vorsitzenden Oliver Zander wie gewohnt 
souverän geleitet. Ein Dank auch an Swen 
Menzel, dem CDU Stadtverbandsvor-
sitzenden, für seine Unterstützung.
Die MIT erwartet von den Unions-
politikern ein entsprechendes Han-
deln. Schließlich braucht der Mittel-
stand tatkräftige Unterstützung, um 
weiterhin gute Arbeitsplätze mit einer 
angemessenen Bezahlung bieten und 
den Wohlstand in Deutschland sichern 
zu können. Im aktuellen Diesel-Streit 
fordern wir mehr Hilfe und Schutz be-
troffener Diesel-Fahrer. Für die Schäden, 
die Haltern aufgrund der laufenden De-
batte um Fahrverbote entstehen, muss 
das Verursacherprinzip gelten.
Die MIT spricht sich klar gegen jede Form 
von Fahrverboten aus. Gemeinsam wer-
den wir uns vor Ort einsetzen und in vie-
len Veranstaltungen die Positionen des 
Mittelstandes stärken.

Rainer Stefanek,  

Vorsitzender der MIT Herrenberg / Gäu  

(Von links) Swen Menzel, Victor Seiler, Florian Bandt, Martin Weber, Rainer Stefanek, Alexandra Maschka, Oliver Zander, Dr. Andreas Lang, Dominic Borrelli

Neue Wege mit Luft 
Lufttechnische Komponenten Lufttechnische Anlagen 

Hohe Luftqualität und angenehme Tempe-
raturen steigern das Wohlbefinden und die 
Leistungsfähigkeit. Dafür stehen unsere 
hochwertigen Luftdurchlässe, Kühldecken 
und das System der Betonkerntemperierung, 
die eine optimale und zugfreie Raumluft-
strömung gewährleisten. 

In enger Zusammenarbeit mit Bauherren, 
Ingenieurbüros und Architekten entwickeln 
wir maßgeschneiderte luft- und klimatechni-
sche Anlagen aller Art – bedarfsgerecht 
und ressourcenschonend. 

Lassen Sie sich kompetent beraten! 

Mehr Informationen finden Sie auf unserer Website: www.kieferklima.de 
Kiefer GmbH Luft- und Klimatechnik • Heilbronner Straße 380-396 • 70469 Stuttgart    

Telefon +49 (0) 711 81 09-0 • Fax:+49 (0) 711 8109-205 • E-Mail: info@kieferklima.de 
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Aus den Kreisen & Bezirken

Erfolgreiche Mittelständler in der Region

MIT-Sigmaringen besucht  
die Firma Tegos in Ostrach

Das Gespräch mit dem Unternehmer 
suchen
Die MIT-Sigmaringen hat es sich zum Ziel 
gemacht, Unternehmen in der Region zu 
besuchen, die bisher kein MIT-Mitglied 
sind. Wir wollen gezielt den Kontakt zu 
deren Inhaber aufnehmen, um deren 
Nöte und Sorgen zu erfahren. 

Familienunternehmer, Entwicklungs-
partner, Problemlöser
Februar 2012, baden-württembergi-
sche Provinz, unweit des Bodensees. 
Der studierte Betriebswissenschaftler, 
ehemaliger Ernst & Young Berater und 
langjährig erfolgreicher Manager Peter 
Müller übernimmt tegos, einen kleinen 

Zulieferer der Reisefahrzeug-Industrie. 
Knapp 70 Mitarbeiter zählt die Beleg-
schaft zu diesem Zeitpunkt. Januar 
2018, gut 160 Mitarbeiter produzieren 
nun in den tegos Werkshallen am Stand-
ort Ostrach Premium-Türen, Klappen, 
Schließsysteme und individuelle Kabel-
bäume für viele namhafte Hersteller 
von Reisemobilen und Caravans. Laut 
FOCUS BUSINESS gehört tegos heute 
zu den 500 schnellst wachsenden Unter-
nehmen Deutschlands, in der Auto-
motive-Branche rangiert tegos sogar 
unter den Top 20. Satte 96 % Umsatz-
steigerung allein in den Jahren 2016 bis 

Peter Müller, Geschäftsführer tegos GmbH

tegos-Familienunternehmen bereits mit der nächsten und übernächsten Generation
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2018 sprechen eine deutliche Sprache, 
zeigen aber nicht, dass Peter Müller für 
diese Wachstumsperformance viele Pro-
bleme proaktiv lösen musste.

Familienunternehmen und Teamplayer
Die Übernahme eines relativ kleinen 
Unternehmens ist ohnehin keine leich-
te Aufgabe. Die Mitarbeiter sind den 
alten Chef und dessen Führungsstil ge-
wohnt. Es ist viel Überzeugungsarbeit 
notwendig, alle Beteiligten zu motivie-
ren, Veränderungen mitzutragen und 
mit dem neuen Management an einem 
Strang zu ziehen. Ähnlich groß war die 
Herausforderung bei den Kunden. Die 
Caravaning-Branche ist klein, die meis-
ten deutschen Hersteller haben ihren 
Sitz ebenfalls in der schwäbischen Pro-
vinz, jeder kennt jeden. „Von Anfang an 
haben wir auf einen offenen, progres-

siven Dialog gesetzt“, so die Strate-
gie von Peter Müller. „Die bereits vor-
handene tiefe Fertigungskompetenz, 
neue Innovationsbereitschaft und eine 
konsequente Beseitigung offener Bau-
stellen haben uns schnell wieder eine 
positive Reputation in der Branche ver-
schafft“, denkt Peter Müller zurück. 

Und: tegos wurde zu einem echten 
Familienunternehmen geformt. Die 
Söhne Matthias und Christopher über-
nehmen Verantwortung in Führungs-
positionen, Tochter Stephanie und 
Schwiegersohn Alexander Scheld sind 
ebenfalls im Unternehmen engagiert.  

Aus den Kreisen & Bezirken

Produktübersicht im Bereich Türen und Klappen

Die Politik gibt die Rahmenricht-
linien vor – wir müssen den Politi-
kern aber auch beibringen, was wir 
brauchen!

• Wirtschaftspolitik für den Mittel-
stand - die Big Player verlagern
sofort den Standort, wenn es in
einem anderen Land für sie güns-
tiger ist.

• Alternative Finanzierungsformen
wie Venture Capital fördern, aber
nicht nur für EU-Großkonzerne,
sondern speziell für KMU’s in
Deutschland.

• Deutliche Erleichterung beim Zu-
gang zu Förderangeboten in For-
schung und Entwicklung.
KMU’s können bei den büro-
kratischen Hürden mit der Groß-
industrie nicht mithalten.

• Wir brauchen gut ausgebildete
Mitarbeiter, als Ingenieure, als
Facharbeiter - aber auch als un-
gelernte Fachhelfer mit aus-
reichendem Bildungsniveau.

„Arbeitsplätze entstehen
langfristig im Mittelstand“

Werden Sie Teil der Zukunft.

Möchten auch Sie zu den Besten gehören? Und suchen eine neue Herausforderung in einem zukunftssicheren 
Unternehmen? Dann freuen wir uns über Ihre Bewerbung als

>> SPS-/Robotik-Programmierer (m/w)
für den Bereich Steuerungstechnik

SCHNAITHMANN MASCHINENBAU GMBH
BEWERBUNG@SCHNAITHMANN.DE  . WWW.SCHNAITHMANN.DE

DER REGION VERBUNDEN
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Auf Augenhöhe 
mit Kunden und 
Partnern
Heute wird tegos von den Fahrzeug-
herstellern als kompetenter Ent-
wicklungspartner und Problemlöser wahr-
genommen. Die tiefe Inhouse-Kompetenz 
ist ein wichtiger Schlüssel für maximale 
Flexibilität und umfasst alle wichtigen Her-
stellungsprozesse, u.a. Biegen und Pulver-
beschichten, Tiefziehen, Schäumen, Fräsen 
und Kleben, Vor- und Endmontage komple-
xer Baugruppen sowie die individuelle Lo-
gistik bis zur just-in-time Lieferung an die 
Produktionsbänder der Kunden. Zusätzlich 
ermöglicht die Entwicklung innovativer Lö-
sungen - von der Idee über das Prototyping 
bis zur Serienproduktion - eine Partner-
schaft auf Augenhöhe mit den Fachab-
teilungen der Hersteller. Nicht zuletzt 
durch das Nachrüstgeschäft für Endkunden 
und ein konsequentes Made-in-Germany 
Versprechen konnte der Markt innerhalb 

weniger Jahre vollständig durchdrungen 
und tegos als Premium-Marke platziert 
werden. Zusätzlich wurde die Kompetenz 
im Bereich Insektenschutzsysteme auch 
für die Immobilien- und Baubranchen ge-
nutzt und wird dort unter der starken 
Marke „outfly“ parallel vermarktet.

Branchenwachstum als Herausforderung
Die Kernbranche der Reisefahrzeuge 
boomt. Nicht nur in Deutschland und 

Europa, auch global. tegos liefert deshalb 
bereits heute Premium-Türen z.B. auch 
an chinesische Reisemobilhersteller; 
eine weitere internationale Expansion 
ist geplant. Aber zur Erreichung unter-
nehmerischer Ziele und um mit dem 
Wachstum der Branchenriesen mithalten 
zu können, sind viele Hürden zu nehmen. 
„Eine große Aufgabe ist die Beschaffung 
von Liquidität zur Finanzierung und Kon-
solidierung der eingeleiteten Wachstums-

Aus den Kreisen & Bezirken

Hohe Fertigungstiefe ist für uns der Schlüssel zum Erfolg - Tiefziehpresse in Aktion

Werden Sie Teil der Zukunft.

Möchten auch Sie zu den Besten gehören? Und suchen eine neue Herausforderung in einem zukunftssicheren 
Unternehmen? Dann freuen wir uns über Ihre Bewerbung als

>> SPS-/Robotik-Programmierer (m/w)
für den Bereich Steuerungstechnik

SCHNAITHMANN MASCHINENBAU GMBH
BEWERBUNG@SCHNAITHMANN.DE  .  WWW.SCHNAITHMANN.DE

DER REGION VERBUNDEN
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prozesse“, priorisiert der tegos Ge-
schäftsführer die Herausforderungen. 
Die regionalen Banken und Kredit-
institute würden tegos als langjährigen 
Geschäftskunden und dessen zukunfts-
sichernde Expansion gerne unterstützen, 
sind durch restriktive Regelungen und 
Beschränkungen des Finanzmarktes 
dazu aber nicht in der Lage. „Ganz klar 
fühlen wir uns von der Politik auf na-
tionaler und EU-Ebene hier im Stich ge-
lassen und stellen uns oft die Frage, wie 
erfolgreich, nachhaltig und stabilisierend 
für die Gesamtwirtschaft der deutsche 
Mittelstand sein könnte, wenn Sub-
ventionen, Förderangebote oder Venture 
Capital nicht nur an internationale Groß-
konzerne vergeben würden“, hinterfragt 
Peter Müller die aktuelle Wirtschafts-
politik. „Arbeitsplätze entstehen lang-
fristig im Mittelstand. Internationale Big 
Player und Subventionsnomaden gehen 
von heute auf morgen, wenn irgendwo 
ein noch größerer Fördertopf oder billi-
gere Produktionsbedingungen locken.“ 

Peter Müller hat dieses Problem pro-
aktiv und innovativ gelöst. Fintechs er-
möglichen es Mittelständlern wie tegos, 
Wachstumsvorhaben unkompliziert und 
partnerschaftlich zu finanzieren.

Qualifiziert in eine digitale Zukunft 
Ein weiteres großes zu lösendes Problem 
stellt der Fachkräftemangel, die Mit-
arbeiterentwicklung und auch die Aus-
wahl geeigneter Nachwuchskräfte dar. 

„Das Bildungsniveau, die Fähigkeit, sich 
zu fokussieren und auch die generel-
le Bereitschaft, sich für eine berufliche 
Zukunft zu engagieren, sind leider rück-
läufig“, beklagt Unternehmer Müller 
eine zunehmend schwieriger werden-
de Personalarbeit. Experten sehen das 
Allheilmittel Digitalisierung durch-
aus kritisch, sind sich längst einig und 
prognostizieren, dass eine dauerhafte 
multimediale Reizüberflutung eine zu-
nehmende suchtähnliche Abhängigkeit 
von Smartphones, virtuellen Welten & 
Co. sowie die damit verbundene Rückent-
wicklung der Sprache in Wort und Schrift 
dramatische Folgen für die zukünftigen 
Arbeitsmärkte haben werden. Schon jetzt 
tragen Unternehmen regelrechte Wett-
kämpfe um die wenigen Premium-Be-
werber aus. „Wir müssen innerhalb des 
Recruitings, bei Arbeitsentgelten und 
Zusatzleistungen immer attraktive und 
somit auch kostenintensivere Angebote 
schnüren, um für die gewünschten Be-
werber interessant zu sein“, verdeutlicht 
Peter Müller diese Entwicklungsspirale. 
„Stattdessen müssten wir in Deutsch-
land dringend in Bildung, Aus- und Fort-
bildung investieren. Ohne ausreichend 
vorqualifizierte Auszubildende, Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter verlieren 
deutsche Unternehmen im knallharten 
internationalen Wettbewerb den An-
schluss. Wir können - und auch ich kann 
als Mittelständler diese Versäumnisse 
nicht in dem noch zu erwartenden Um-
fang kompensieren“, formuliert der tegos 
Chef abschließend mahnende Worte an 
Politik und Gesellschaft.

Achim Rieger, 

 achim.rieger@kaanmedia.de, 

www.kaanmedia.de  

Aus den Kreisen & Bezirken

tegos-Tueren-Klappen als Sonderausstattung oder im Nachrüstbereich

Sax + Klee GmbH
Bauunternehmung

www.sax-klee.de
68159 Mannheim
Dalbergstraße 30-34

D a l b e r g s t r a ß e   3 0 – 3 4

6 8 1 5 9   M a n n h e i m

w w w . s a x – k l e e . d e

G BHS X  +  KLEE
B A U U N T E R N E H M U N G
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MIT Schwarzwald-Baar

Verantwortung 
tragen, heißt 
Wirtschaft 
wagen

Auf große Resonanz stieß der ge-
meinsame Jahresempfang der Mittel-
stands- und Wirtschaftsvereinigung und 
des CDU Kreisverbands des Landkreises 
Breisgau-Hochschwarzwald in Müllheim. 
Wirtschaftspolitik in höchster Potenz, in 
den verschiedensten Facetten. 
Die Bedeutung der Betriebe und unter-
nehmerischen Handelns bei der Stand-
ortentwicklung und Standortsicherung 
würdigte im Grußwort die Bürger-
meisterin der Stadt Müllheim, Frau Sie-
mes-Knoblich. Sie scheute sich aber den-
noch nicht, auch auf konkrete Hürden 
und Grenzen bei der Gestaltung kom-
munaler Wirtschafts- und Wohnungs-
politik hinzuweisen. Der CDU-Kreisvor-
sitzende und Landtagsabgeordnete Dr. 
Patrick Rapp forderte ergebnisoffene 
Diskussionen und gesellschaftlichem Zu-
sammenhalt ein. Ökonomie, Ökologie 
und Soziales im Dreiklang - nicht nur als 
Lösungsansatz in der aktuellen Diesel-
diskussion. „Jeder Euro muss verdient 
werden“, sagte die Wirtschaftsministerin 
Dr. Hoffmeister-Kraut. Steigende Sozial-
leistungen seien nur dann finanzierbar, 
wenn die Rahmenbedingungen für die 
Wirtschaft stimmen, Freiheit und Eigen-
verantwortung seien der Schlüssel zur 
Sozialen Marktwirtschaft. Sie ließ in 
ihrer folgenden Analyse kein aktuel-
les Thema aus: Entlastung der Steuer-
zahler, Abschaffung des Soli, wirtschaft-
liche Bedeutung des Exports, Brexit, 
Dieselproblematik, Digitalisierung… der 
Steuerzahler und wahlberechtigte Bür-
ger fühlte sich gehört, verstanden, ver-
treten. Dieses hohe Loblied der Wirt-
schaft, die bekundete Wertschätzung 
unternehmerischen Handelns nahm 
dann anschließend der Kreisvorsitzende 
der MIT Breisgau-Hochschwarzwald 

und stellvertretende Landesvorsitzende, 
Daniel Hackenjos, in seiner Rede auf. 
So wie jeder Unternehmer tagtäglich 
Verantwortung für seinen Betrieb und 
seine Mitarbeiter trägt, dabei persön-
lich haftet, um sich in der Wirtschaft zu 
engagieren und Steueraufkommen zu 
generieren, forderte er von der Politik 
den Mut, schwierige Themen nicht nur 
zu benennen und zu analysieren, sondern 
diese auch aktiv anzugehen. Wohnungs-
bau zum Wohl der Bürger, darf nicht 
an übertriebenem Umweltschutz oder 
überflüssigen Vorgaben verteuert wer-
den oder gar scheitern. Die Gestaltung 
der Arbeitszeiten gemäß den Bedürf-
nissen der Mitarbeiter und des Marktes 
und nicht nach den mitunter realitäts-
fremden Anschauungen von „Helikopter-
politikern“ festlegen zu können. Eine 
Dieseldiskussion, die sich nicht nur in 
der Einhaltung umstrittener Richtwerte 
erschöpft, sondern auch Facetten wie 
Zwangsenteignung, Wertevernichtung 
und Steuerausfälle widerspiegelt. Die 
Wunschliste des stellvertretenden 
Landesvorsitzenden will auch eine Infra-

struktur, die den Anforderungen der 
Realität an Mobilität Rechnung trägt und 
nicht als ideologischer Bremsklotz des 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Zusammenlebens missbraucht wird. Es 
muss gelingen, bei der Digitalisierung 
nicht schon bei der Netzausgestaltung 
und Umsetzung innerhalb der öffent-
lichen Verwaltung oft an Grenzen zu 
stoßen.
Wenn dem Benennen von Heraus-
forderungen und guten Analysen in 
der Politik der Mut folgt, diese aktiv 
anzugehen, dann erst erfährt unter-
nehmerisches Handeln greifbare Wert-
schätzung. Trotz gefüllter Kassen darf 
man dennoch nicht leichtfertig und un-
bekümmert mit den anvertrauten Steuer-
mitteln umgehen. Die Soziale Marktwirt-
schaft wird stets ein belastbarer Baustein 
des gesellschaftlichen Zusammenlebens 
sein, denn: Wirtschaft wagen, heißt Ver-
antwortung tragen. 

Daniel Hackenjos,  

hackenjos@mit-bw.de, 

 www.mit-bw.de.de  

(Von links) Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut MdL, Dr. Patrick Rapp MdL, Gundolf Fleischer, Daniel Hackenjos

Aus den Kreisen & Bezirken
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MIT Pforzheim

Neujahrs-
empfang mit 
Annegret 
Kramp- 
Karrenbauer

„Manchmal lädt man eine General-
sekretärin ein und bekommt dann eine 
Vorsitzende“
Über 600 Besucher beim Neujahrs-
empfang der CDU Enzkreis-Pforzheim 
in Huchenfeld 

Volles Haus zu vermelden gab es schon 
Tage vor dem Neujahrsempfang der MIT 
Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung 
Enzkreis/Pforzheim und des CDU Kreisver-

bandes Enzkreis/Pforzheim in der Huchen-
felder Hochfeldhalle. 560 restlos besetzte 
Stühle, eine gut gefüllte Tribüne und viele 
Gäste an den Stehtischen wollten die 
neue CDU-Bundesvorsitzende Annegret 
Kramp-Karrenbauer sehen, die letztes 
Jahr noch als CDU-Generalsekretärin ein-
geladen wurde. So sei eben Demokratie.
„Was wir in den letzten Wochen und 
Monaten erlebt haben, das ist das 
Kerngeschäft von Demokratie“, so 
Kramp-Karrenbauer gleich zu Beginn 
ihrer Ansprache mit dem Verweis auf 
den innerparteilichen Wahlkampf um 
den CDU-Vorsitz Ende letzten Jahres. 
„Zu einer Demokratie gehört eben auch 
dazu, dass dann, wenn Entscheidungen 
getroffen worden sind, egal in welcher 
Mehrheit, diese dann auch verbindlich 
sind.“ Wenn die Partei geschlossen sei, 
dann habe man eine größere Stärke.

CDU-Bundesvorsitzende Annegret Kramp-Karrenbauer und MIT Kreisvorsitzender Dr. Jochen Birkle

(Von links) CDU Kreisvorsitzender Gunther Krichbaum MdB, CDU-Bundesvorsitzende Annegret 
Kramp-Karrenbauer, MIT Kreisvorsitzender Dr. Jochen Birkle

Aus den Kreisen & Bezirken
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Es folgte ein weiter Überblick über The-
men, von geopolitischen Themen wie 
dem Rückzug der USA aus Syrien bis 
hin zur Eintrübung der Wirtschafts-
daten. „Wirtschaftspolitik hat auch 
immer etwas mit Psychologie zu tun,“ so 
Kramp-Karrenbauer, „deswegen sollten 
wir die Krise auch nicht herbeireden.“ 
Trotzdem müsse man aber einen „offe-
nen Blick auf die Realitäten“ haben. Auf 
die Fakten, dass die Wirtschaft auf diese 
Daten reagiert, müsse man die richtige 
politische Antwort geben. Bevor man 
etwas verteilen könne und man sich 
streite, wer etwas von dem Wohlstand 
bekommt, müsse man diesen Wohlstand 
jedoch erst erwirtschaften. Wenn der 
deutsche Mittelstand nicht mehr in der 
ganz komfortablen Situation ist, müsse 
man darauf reagieren. Vorstellen tue 
man sich hierbei Unternehmenssteuer-
reformen, die vollständige Abschaffung 
des Solidaritätszuschlages, und Förde-
rung von Forschung und Entwicklung.
Die Erwartungen an Deutschland seien 
auf dem Weltwirtschaftsforum in Davos, 
an dem Kramp-Karrenbauer teilnahm, 
geradezu greifbar gewesen. Man sage 
dort, dass Deutschland das starke Land in 
der Mitte Europas sei. In Anbetracht der 
rasenden Entwicklungen beispielsweise 
in den USA oder China müsse man jedoch 
aufpassen, sich nicht auf den Lorbeeren 
auszuruhen. „Gerade hier in Pforzheim 
und Umgebung weiß man doch, was 
es bedeutet, wenn sich Strukturen ver-
ändern.“ Kramp-Karrenbauer sieht hier 
die CDU in der Verpflichtung, denn sie 
sehen nicht viel um die CDU herum, die 
dazu Willens wären: „Die Sozialdemo-
kraten, die sind irgendwie seit 30 Jahren 
mit der Frage befasst, ob Hartz 4 jetzt 
gut oder schlecht war.“ Mit den Grünen 
habe man gemein, dass man ebenfalls für 
Umwelt- und Klimaschutz stehe, nicht 
aber um den Preis, „dass wir unsere eige-
ne Industrie abschaffen und tausende 
Menschen hier arbeitslos werden“.
Auf die aktuelle Diskussion um Fahr-
verbote hat Kramp-Karrenbauer eine 
feste Meinung: „Wir alle wissen doch, 
dass Fahrverbote das schärfste Schwert 
sind, das Eigentum angreifen, ins-
besondere die treffen, die in der Stadt 
arbeiten, sich dort keine Wohnung leis-
ten können und daher auf ihr Auto an-
gewiesen sind.“

„Der Ball liegt im Feld der Briten“
Beim Thema Brexit sieht Kramp-Karren-
bauer Großbritannien mehr befasst mit 
dem eigenen Chaos als mit der Frage, 
wie man nach einem Brexit mit der EU 
zusammenarbeiten wolle. „Ich kann nur 
sagen: Der Ball liegt im Feld von Groß-
britannien und so lange die verantwort-
lich Gewählten im britischen Parlament 
nicht in der Lage sind, zu erklären, was 
sie denn jetzt eigentlich wollen, sehe ich 
überhaupt keinen Sinn darin, dass es von 
Seiten der EU ein Angebot gibt.

„Das ist das Jahr, in dem es auf jeden 
einzelnen von Ihnen ankommt“
Im Hinblick auf die kommenden 
Kommunalwahlen stärkte Kramp-Karren-
bauer den Kommunalpolitikern den Rü-
cken: „Es wird ja von dem einen oder 
anderen geredet, es gäbe die ‚große‘ und 
die ‚kleine‘ Politik. Ich halte das für ziem-
lichen Blödsinn.“ Es gäbe nur gute und 
schlechte Politik. „Für gute Politik wird 

man gewählt und für die schlechte wird 
man abgestraft bei Wahlen.“
Das Festmachen am Gefühl, ob man 
in einem guten Staat lebe, sei für viele 
verbunden mit ihrem eigenen Lebens-
umfeld, am Zustand ihrer eigenen Stadt 
und Gemeinde. Es sei ein Ausdruck von 
Attraktivität, Verantwortungsbewusst-
sein und Bürgersinn, wenn die Partei eine 
„gelungene Grundmischung“ an Kandi-
daten zur Kommunalwahl aufstelle.
„Lassen Sie uns diese Punkte und Fragen 
anpacken.“ Es sei nicht einfach Umwelt- 

und Wirtschaftspolitik unter einen Hut 
zu bringen. „Doch ich sage Ihnen: Die 
Bürger erwarten das von uns.“

Besim Karadeniz,  

besim@karadeniz.de,  

www.netpla.net

Dieter Vortisch,  

info@mit-pforzheim.de,  

www.mit-pforzheim.de  

Aus den Kreisen & Bezirken

Annegret Kramp-Karrenbauer beim Neujahrsempfang in Pforzheim
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Aus den Kreisen & Bezirken

MIT Baden-Baden / Rastatt

MIT Vorsitzende  
Dr. Anemone Bippes im Amt bestätigt

Vorstandswahlen der Mittelstands- 
und Wirtschaftsvereinigung der CDU 
in Baden-Baden und im Landkreis 
Rastatt 

24 Ja-Stimmen bei einer Enthaltung ent-
fielen bei den satzungsgemäßen Vor-
standswahlen auf Dr. Anemone Bippes, 
die bereits seit zwei Jahren Kreisvor-
sitzende der MIT ist. Mit den Worten 
„das ist ein eindrucksvolles Ergebnis, 
für das ich dankbar bin. Es bestärkt 
mich darin, den eingeschlagenen Weg 
mit meinem schlagkräftigen und mit-
gliederstarken Verband weiterzugehen“, 
kommentierte Dr. Anemone Bippes ihre 
Wahl. „Erfolg ist in der Politik nie der 
Verdienst eines einzelnen“ dankte die 
frisch gewählte Vorsitzende ihren Mit-
streitern im MIT-Vorstand. Neben sieben 
Beisitzern wurden mit Klaus Kober, Jutta 
Schwanitz und Dirk Walter drei stellver-
tretende Vorsitzende gewählt. 
In ihrem Bericht gab Dr. Anemone Bippes 
einen politischen Überblick hinsichtlich 
der Flüchtlingskrise, Entwicklungen im 
Bund und in Europa. Den Bogen spannte 
sie dabei bis zu den anstehenden Europa- 
und Kommunalwahlen. Im Blick auf die 
Mittelstandsvereinigung im Stadtkreis 
Baden-Baden und im Landkreis Rastatt 
machte Anemone Bippes deutlich, dass 

die MIT als Sprachrohr der Wirtschaft in 
der Region immer besser wahrgenommen 
werde. „Wir melden uns zu Wort, nehmen 
Teil am politischen Diskurs. Wir werden 
wahrgenommen. Unsere Stärke geht 
einher mit steigenden Mitgliederzahlen 

- Stand Januar 2019 zählt der große
MIT-Kreisverband 165 Unternehmer.
Wir besetzen Themen und bleiben dran
– Infrastrukturpolitik, Digitalisierung,
Vereinbarkeit von Familie und Beruf,
Bildungspolitik“, so Dr. Anemone Bippes.
In den nächsten zwei Jahren will die
MIT-Vorsitzende an den erfolgreichen
Veranstaltungsformaten mit interessan-
ten Gesprächspartnern festhalten und
weiterhin dafür sorgen, dass die Ver-
einigung „in Baden-Baden und im Land-
kreis Rastatt im Gespräch bleibt“. Den
Dienstleistungscharakter will Dr. Ane-
mone Bippes weiter ausbauen. Mit dem
MIT-Stammtisch und weiteren Work-
shops soll der Netzwerkcharakter weiter
gestärkt werden.

Dr. Anemone Bippes,  

info@anemonebippes.de, 

 www.mittelstand-bad-ra.de  

Der MIT-Vorstand Baden-Baden / Rastatt
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MIT Mannheim

Fit für den Wahlkampf

Die Mittelstands- und Wirtschaftsver-
einigung der CDU Mannheim (MIT) 
stimmte sich anlässlich einer Kreisvor-
standssitzung auf die bevorstehende 
Kommunalwahl 2019 ein.
„Gemeinsam mit unserer Mutterpartei 
CDU wollen wir die Machtverhältnisse im 
Mannheimer Gemeinderat ändern und 
stärkste Kraft werden“, so der Spitzen-
kandidat und MIT-Kreisvorsitzende Ale-
xander Fleck.
Die CDU nominierte mit Alexander Fleck 
(Platz 4), Wilken Mampel (Platz 11), Sa-

bine Brenner (Platz 15), Karin Urbansky 
(Platz 25), Frank Loreth (Platz 27), Sabi-
ne May (Platz 35) insgesamt sechs Vor-
standsmitglieder der MIT für die CDU 
Wahlliste. Zudem treten auch zahlreiche 
weitere MIT Mitglieder für die Christ-
demokraten an.  Die MIT hat damit gute 
Chancen, künftig personell gut im Ge-
meinderat der Quadratestadt vertreten 
zu sein. 
„Eine gute MIT Präsenz im künftigen Ge-
meinderat und damit unser wirtschafts-
politisches Knowhow hat Mannheim 

auch dringend nötig“, so Fleck. „Die 
Stadtführung macht aufgrund ideo-
logischer Kurzsichtigkeit viele Fehler in 
der Wirtschaftspolitik. So setzt sie den 
Einzelhandel in der Innenstadt massiv 
unter Druck“, ergänzt Fleck exempla-
risch im Hinblick auf die innerstädtische 
Verkehrspolitik.
„Mannheim ist die Stadt der Innovatio-
nen. Das war bisher immer der größte 
Motor unserer Stadt. Denken wir nur 
an die Erfindung des Autos oder des 
Fahrrades. Damit wir auch künftig den 
Standortvorteil Innovation und Fort-
schritt nutzen können, brauchen wir 
mehr Investitionen und Unterstützung 
von jungen und innovativen Firmen. 
Wir müssen Partner von Existenz-
gründern und Start-Ups sein.“ Gene-
rell im Hinblick auf den Wirtschafts-
standort Mannheim führt Fleck aus: 
„Der Mittelstand ist Motor der Mann-
heimer Wirtschaft. Diesen gilt es zu 
fördern. Wir als MIT sind die Stimme 
des Mittelstandes.“

Alexander Fleck, 

 alexander-fleck@t-online.de,  

www.mit-mannheim.de  

(Von links) Wilken Mampel, Sabine Brenner, Alexander Fleck, Karin Urbansky, Sabine May, Frank Loreth

Aus den Kreisen & Bezirken

Artur Farr GmbH + Co. KG
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MIT Bodensee

Werksbe-
sichtigung bei 
ifm electronic 
in Tettnang

Schaut man sich die Standorte des Unter-
nehmens weltweit an (siehe Google-
Maps-Ansicht in Abbildung 1), dann wird 
einem schnell klar, dass dieses Unter-
nehmen zu den Global Playern gehört. 
Mit mehr als 7000 Mitarbeitern, davon 
etwa die Hälfte im Bodenseeraum, ist 
dieser Mittelständler einer der großen in 
unserem Kreis.
Trotzdem überrascht es, dass die ifm 
electronic relativ wenigen hier bekannt 
ist. Dabei sind seine Produkte allgegen-
wärtig. Der Sensorhersteller ist jedoch 
mit seinen Sensoren in den meisten Fäl-

len nicht beim Endkunden und damit für 
diesen nicht sichtbar. Diese befinden sich 
in den Produkten der Automobil-, Stahl- 
und Lebensmittelindustrie, bei der Wind-
energie und vielen mehr. 

Messen, steuern, regeln – wenn es um 
wegweisende Automatisierungstechnik 
geht, ist die ifm electronic gmbh der 
ideale Partner. Seit der Firmengründung 
im Jahr 1969 entwickelt, produziert und 

Abbildung 1: ifm-Vertretungen in dunkel gefärbten Ländern (Bild ifm)

Aus den Kreisen & Bezirken

Abbildung 2: ifm-Sensor im harten Einsatz (Bild ifm) Abbildung 3: MIT- und FOWIK-Mitglieder folgen dem Vortrag von ifm-Mitarbeiter Herrn Watzlawik

KOMPLETTBAU           STEG- UND HAFENBAU         SONDERKONSTRUKTIONEN STAHLBAU

Stahl.Bau.Rettich
Rettich Stahlbau GmbH 
78351 Bodman 
Im Weiler 19 
Tel. +49(0) 7773 / 93150 
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vertreibt ifm weltweit Sensoren, Steue-
rungen und Systeme für die industrielle 
Automatisierung. Heute zählt das in zwei-
ter Generation geführte Familienunter-
nehmen mit rund 7000 Beschäftigten in 
80 Ländern zu den weltweiten Branchen-
führern. Als Mittelstandskonzern vereint 
ifm die Internationalität und Innovations-
kraft einer wachsenden Unternehmens-
gruppe mit der Flexibilität und Kunden-
nähe eines Mittelständlers.
Um sowohl den eigenen Mitgliedern bzw. 
denen des Forums Wissenschaft und 
Kunst Meersburg e.V. (FOWIK) als auch 
der Öffentlichkeit die ifm electronic etwas 
präsenter zu machen, hatte der Kreisvor-

sitzende Dr. Kräwinkel der MIT Boden-
see um einen Werksbesuch bei der ifm 
gebeten.
Ohne Bürokratie und mit fast Licht-
geschwindigkeit hat dies dann der bei 
ifm zuständige Mitarbeiter, Frank Watz-
lawik, auch umgesetzt. Wir, über 20 
Mitglieder aus der MIT Bodensee, MIT 
Ravensburg und der FOWIK wurden von 
ihm empfangen, erhielten einen um-
fassenden Überblick über das Unter-
nehmen (siehe Abbildung 3) und durf-
ten zum Abschluss auch in die Fertigung 
(siehe Abbildung 4, Besuchergruppe in 
leitfähiger Schutzkleidung).
Obwohl ifm mit inzwischen fast einer 

Milliarde Euro Umsatz und über 3300 
Mitarbeitern zu den ganz Großen im 
Bodenseekreis zählt und als moderner 
Arbeitgeber einen Frauenanteil von 
über 50% präsentieren kann, hat auch 
dieses Unternehmen inzwischen enor-
me Schwierigkeiten, neue Mitarbeiter 
zu finden. Obwohl europaweit gesucht 
wird und neuen Mitarbeitern bei der 
Wohnungssuche geholfen wird und trotz 
aller Werbung in den Medien und großer 
Verdienste in der Schulung (siehe auch 
Abbildung 5, Ausbildungsbroschüre), 
passt der Aufbau von Fachkräften in 
keiner Weise mehr zur Entwicklungs-
geschwindigkeit der Firma. Hier möchten 
wir etwas beitragen und werden ver-
suchen, unsere gewonnen Erkenntnisse 
zu verbreiten und damit dem Unter-
nehmen zu helfen. Herzlich bedanken 
wir uns bei der ifm electronic gmbh und 
insbesondere bei Herrn Watzlawik für 
die Einblicke, die wir in die Firma nehmen 
durften.

MIT Bodenseekreis,  

info@mit-bodenseekreis.de,  

www.mit-bodenseekreis.de  

Aus den Kreisen & Bezirken

Abbildung 4: Besuchergruppe in Schutzkleidung; ifm-Mitarbeiter Frank Watzlawik ganz links

Abbildung 5: ifm Ausbildungsbroschüre (Bild ifm)
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Das Land sägt an dem Ast auf dem wir sitzen

Dieselfahrverbot – Rufmord  
einer hochgelobten Antriebstechnologie

Aufgrund der unverhältnismäßigen Umsetzung des Gerichts-
urteils bezüglich des Dieselfahrverbots organisierte die Mittel-
stands- und Wirtschaftsvereinigung Baden-Württemberg unter 
dem Vorsitz von Oliver Zander am 11.02.2019 eine Debatte mit 
Fachexperten und anschließendem Get-Together im Geno-Haus 
in Stuttgart. Durch den Abend führte der Fernsehmoderator 
Thorsten Link.
Der stellvertretende Vorsitzende Hackenjos stellte die Ver-
teufelung des Diesels als grob fahrlässig dar. Er betonte die Un-
ehrlichkeit, mit der die Bevölkerung in eine falsche Richtung ge-
lenkt werde. Wir wollen in unserer Debatte weg von Emotionen 
hin zur Versachlichung der Diskussion und ein Herunterholen 
auf eine wissenschaftliche Basis. „Ehrlichkeit währt am längsten 
und ehrlich muss die Dieseldiskussion geführt werden. Staatlich 
oktroyierte Werte und Enteignungsmechanismen sei das Hand-
werk der modernen Helikopterpolitiker. Das Verbotsgesetz im 
Verkehrsrecht und der Rufmord einer hochgelobten Antriebs-

technologie, nämlich dem Diesel, darf nicht auf Kosten der 
Wirtschaft und der Bürger weiter durchgeführt werden-
Der Diesel ist immer noch eine attraktive und zukunftsträchtige 
Antriebstechnologie, betont Prof. Dr. Willi Diez (Hochschule 
für Wirtschaft und Umwelt, Geislingen/Steige). Einen Diesel 
kann man zumindest genauso sauber machen wie den Benzi-
ner. Langfristig müsse die Fossilienenergie weg, aber erst dann, 
wenn wirklich emissionsfreie Technologien vorhanden sind. 
Diez erinnerte daran, dass der Strom nicht einfach nur aus der 
Steckdose komme. „Wir sägen an dem Ast, auf dem wir sitzen“ 
so Diez, „denn es stehen hier mindestens 311.000 Arbeitsplätze 
auf dem Spiel. Er rechne in Kürze bereits mit Ankündigungen 
zur Kurzarbeitszeit.“ 
Sämtliche Diesel, die auf der Straße herumfahren, sind gesetzes-
konform, so Prof. Dr. Michael Bargende (Institut für Verbrennungs-

(Von links) Dr. Roman Glaser, Thorsten Link, Ruth Baumann, Oliver Zander, 
Daniel Hackenjos

MIT Land
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motoren und Kraftfahrwesen (IVK), Uni Stuttgart). Das gilt auch 
für die Diesel von VW! Einerseits stehe hier der Emissionswert, 
andererseits Fahrzeuge, die gesetzeskonform sind. Hier liege ein 
Widerspruch in sich vor und den gelte es zu beheben! Stuttgart 
hat ca. 3000 km Fahrstrecken. Er verstehe nicht, warum diese 
insgesamt wegen 20 km „dichtgemacht“ würden. Hier hat die 
Landesregierung das Gerichtsurteil scharf ausgelegt und nicht 
verhältnismäßig gehandelt. Prof. Dr. Dr. Alexander Kekulé (Institut 
für Medizinische Mikrobiologie, Universitätsklinikum Halle (Saale) 
schlägt vor, sich am amerikanischen Modell zu orientieren. Hier 
liege der Grenzwert bei 100 µg NO2 und nicht bei 40 µg NO2. In-
teressant wäre hierbei auch, dass Gutachten vorlägen, aus denen 
ersichtlich sei, dass es keine unterschiedlichen Auswirkungen zwi-
schen 40 µg NOx und 100 µg NOx auf den menschlichen Gesund-

heitszustand gäbe. Prof. Dr. Bargende hält den in Deutschland 
vorgegeben Stickoxidwert für Unfug und fordert neben der Über-
prüfung der Grenzwerte ein Moratorium oder die Anpassung an 
die amerikanischen Richtwerte.
EU- und die bundesrechtlichen Regelungen sind Fakt und an die 
Grenzwerte komme man so schnell nicht heran. Lediglich mit Nach-
rüstangeboten könne man das Fahrverbot vermeiden, so Carsten 
Beuß, Hauptgeschäftsführer des Verbandes des Kraftfahrzeug-
gewerbes Baden-Württemberg e.V.. Er sehe hier nur die Unfähig-
keit der Bundespolitik, auf die Herausforderung Luftreinhaltung zu 
reagieren. Insbesondere da auch die Experten davor warnten, bei 
der Nachrüstung auf das falsche Pferd zu setzen. Hardware oder 
Software? Nicht beides macht Sinn.
Mit großer Spannung und viel Applaus war der gesamte Abend 
durchzogen. Es war jedoch auch klar erkennbar, dass es für Stutt-
gart einfach schlecht gelaufen ist und die anderen Städte, die vom 
Fahrverbot betroffen sind, aus der Situation von Stuttgart lernen 
und es besser machen sollten. Für den Mittelstand und auch für den 
Bürger ist erst einmal keine schnelle Lösung bezüglich des bereits 
bestehenden Fahrverbotes oder gar eine finanzielle Entlastung für 
Um- bzw. Nachrüstungskosten zu erwarten. 

Angelika Harm,  

angelika.harm@mit-bw.de,  

www.mit-bw.de  

Dr. Roman Glaser Claus Paal MdL

Oliver Zander

MIT Land
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(Von links) Carsten Beuß, Prof. Dr. Dr. Alexander Kekulé, Thorsten Link, Prof. 
Dr. Michael Bargende, Prof. Dr. Willi Diez  
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Liebe MITstreiter und MITstreiterinnen,
meine sehr geehrten Damen und 
Herren,

nach der Veranstaltung rund um das 
Thema Diesel, Antriebskonzepte und 
Fahrverbote war das mediale Echo groß. 
Leider nicht hinsichtlich der Diskussion 
um mögliche neue und sinnhafte An-
triebskonzepte, leider nicht über den 
Sinn oder Unsinn von Hardwarenach-
rüstungen und Softwareupdates und 
auch leider nicht um den „Ursprung“ 
allen Übels, den mehr als 20 Jahre alten 
Grenzwert für Stickstoffdioxid von 
40 µg/m³. Veröffentlicht wurde in der 
Presse nur dies: „CDU Verband will Her-
mann im Gefängnis sehen“ (Stuttgarter 
Zeitung vom 13.02.19). 
Zunächst eines vorweg: Nein, der Ver-
kehrsminister von Baden-Württem-
berg und auch der Geschäftsführer der 
deutschen Umwelthilfe haben nicht 
gegen bestehendes Recht verstoßen. 
Und nein, weder die MIT Baden-Würt-
temberg noch ich persönlich haben 
dazu aufgerufen, Herrn Hermann oder 
Herrn Resch ins Gefängnis zu stecken. 
Die Stimmungen und Reaktionen der 
Bevölkerung abzufragen und diesen im 
besten Falle Ausdruck zu verleihen, darf 
nicht verwerflich sein. 
Den genauen Wortlaut des am 11.02.19 
von mir formulierten Standpunkts hier-
zu können Sie auf unserer Homepage 
nachlesen. 
Welche Vorwürfe wurden formuliert 
und worauf begründen sich diese? Im 
Übrigen beschränken sich diese Vor-
würfe nicht nur gegen Verkehrsminister 

Hermann und den Geschäftsführer der 
Deutschen Umwelthilfe Resch, son-
dern gegen alle, die dafür verantwort-
lich sind, dass momentan Dieselfahr-
verbote, zwar gesetzeskonform, aber 
völlig gedankenlos umgesetzt werden.
Dieselfahrverbote im Speziellen, aber 
auch die ganze Diskussion um den Diesel 
im Allgemeinen, haben dafür gesorgt, 
dass Besitzern von Dieselfahrzeugen, 
ob PKW oder Transporter, massive 
Wertverluste ihrer Fahrzeuge wider-
fahren sind. Das heißt, Geld, welches 
diese Bürger völlig gesetzeskonform 
für ihre Autos ausgegeben haben, ist 
auf einmal nichts mehr wert. Es wurde 
vernichtet durch diesen staatlichen Ein-
griff. Aktuell weiß niemand, wie er Ein-
käufe, Arztbesuche und Materialtrans-
porte bewerkstelligen soll.
Für einen derartigen Eingriff seitens des 
Staates, mit solchen Folgen, muss die 
Hürde in einem Staat, der sich auf die 
soziale Marktwirtschaft und eben nicht 
auf die sozialistische Planwirtschaft 
beruft, wie dies Deutschland hoffent-
lich noch der Fall ist, sehr sehr hoch, 
beziehungsweise die Grundlage hier-
für sehr sehr gut fundiert sein. Sollte 
dies nicht der Fall sein, wäre ein solches 
Handeln am Schluss auch beziehungs-
weise gerade, wenn es der Staat ist, der 
dieses tut, Zerstörung privaten Eigen-
tums oder Diebstahl, wie auch immer 
man es betrachten möchte.
Der Gesundheitsschutz für die Be-
völkerung wäre in der Tat eine maßgeb-
liche Grundlage für ein derartiges Han-
deln des Staates. Im Jahr 2019 wird der 
Grenzwert von vor 20 Jahren in Höhe 

von 40 µg/m³ NO2 jedoch in seiner 
Relevanz für die Beeinträchtigung der 
Gesundheit von verschiedenen Stellen 
gänzlich bestritten oder zumindest aber 
stark angezweifelt. Er gilt aus meiner 
Sicht daher nicht mehr als ausreichend 
fundierte Grundlage für ein Gesetz, 
welches den Staat zu Zwangsmaß-
nahmen gegenüber seiner Bevölkerung 
mit den damit einhergehenden Schäden 
legitimiert.
Dem Verkehrsminister als Ressortchef 
im Speziellen, aber wie gesagt auch allen 
anderen in verantwortlicher Position 
zur Umsetzung des Dieselfahrverbots 
befindlichen Personen, ist die (zurück-
haltend formuliert) passive Hinnahme 
dieser staatlichen Zwangsmaßnahme 
vorzuwerfen. Dabei versteckt man sich 
hinter einem auf sehr wackligen Beinen 
aufgestellten Gesetz, um im Grunde ein 
völlig anderes Ziel zu verfolgen. Dieses 
ist (oder: scheint) nicht vorwiegend der 
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Gesundheitsschutz der Bevölkerung, 
sondern die Einbremsung und Reduzie-
rung des individuellen Personennahver-
kehrs und/oder die planwirtschaftliche 
Ausrichtung auf das scheinbar beste 
Antriebskonzept der Zukunft. Für die 
Erreichung der eigenen politischen, 
um nicht zu sagen ideologischen Ziele, 
nimmt man den Schaden Dritter billi-
gend in Kauf.
Neben der sachgrundlosen und daher 
mutwilligen Zerstörung privaten Eigen-
tums sowie der Einschränkung des 
Mobilitätsrechts, werfe ich den staat-
lichen Organen in dieser Angelegenheit 
vor allem vor, ihre Bürger nicht aus-
reichend zu schützen und sie auch was 
die Ziele dieser Maßnahmen angeht 
hinters Licht zu führen, oder anders for-
muliert zu betrügen.
Keiner dieser Vorwürfe, weder die Zer-
störung von privatem Eigentum, noch 
der Diebstahl, noch der Betrug sind 
in der ausgeführten Art und Weise 
rechtlich zu verfolgen. Sie bleiben des-
halb aber zumindest moralisch auf das 
schärfste zu verurteilen. Ich überlasse 
es aber gerne jedem mündigen Bürger, 
sich sein eigenes Urteil hierzu zu bilden. 
So wie ich dies bereits am 11.02. in mei-
nem Standpunkt getan habe.
Wenn ich für diesen Denkanstoß be-
ziehungsweise diese Vorwürfe gegen-
über der politischen Führung in die-
sem Land kritisiert werde, dann ist 
die Trennungslinie nun doch endlich 
zwischen denen, die für das  Recht auf 
Privateigentum, Freiheit des Bürgers, 
Subsidiarität und die Soziale Marktwirt-
schaft kämpfen und denen die staat-
liche Zwangsmaßnahmen, die Diktatur 
des Individuums, Bevormundung und 
Planwirtschaft propagieren, zumindest 
aber passiv tolerieren, klar gezogen und 
zu erkennen. Der Mittelstand in diesem 
Land weiß, auf welcher Seiter er steht, 
mögen sich doch bitte alle anderen auch 
klar zu ihrem Standpunkt äußern und 
dazu stehen.
Da wir aber gerade bei der Aufarbeitung 
von Vorwürfen sind, möchte ich noch 
drei Punkte an dieser Stelle ansprechen:
Zum einen den Vorwurf „Warum erst 
jetzt?“ Warum, so scheint es, befasst 
sich die MIT erst jetzt mit dem Thema 
Fahrverbote und deren Folgen, nachdem 
seit Anfang des Jahres Fahrverbote in 

Stuttgart umgesetzt werden? Der Vor-
wurf wurde in zahlreichen Kommentaren 
geäußert, bemerkenswerterweise auch 
von der Presse. Man kann sich natürlich 
auch fragen: „Warum hat die Presse die-
ses Thema nie sauber aufgearbeitet?“ 
Um die Wahrheit zu sagen, sowohl die 
Presse, als auch die MIT, haben sich aber 
in der Vergangenheit öfters und auch 
fundiert mit diesem Thema beschäftigt. 
Um der Wahrheit jedoch treu zu bleiben, 
muss eingestanden werden, dass weder 
die Medien, die sich damit einschlägig 
befasst haben, als auch eine politische 
Vereinigung wie die MIT es nicht ge-
schafft haben, in der zurückliegenden 
Zeit ausreichend Gehör zu erlangen, um 
den Gesetzgeber zu einer Änderung zu 
bringen. Auch steht, trotz des medialen 
Echos auf Grund der Proteste der Gelb-
westen und unserer Veranstaltung vom 
11.02. noch lange nicht fest, ob sich dies-
mal etwas zum Positiven verändern las-
sen wird.
Der zweite Vorwurf lautet „Die Bürger 
sind verunsichert“. Dies führt uns gleich 
zu der Frage „Wie geht es weiter?“ Es 
müssen endlich klare Aussagen von Sei-
ten der Politik her wie, wo und was in Zu-
kunft in unseren Städten noch gemessen 
wird. Kommt nach der Keule gegen 
den Diesel auf Basis des NO2 die Keule 
gegen den Benziner wegen seines höhe-
ren Verbrauchs und dem höheren CO2 
Ausstoß? Kein Bürger dieser Welt, kein 
Handwerker und kein Unternehmen hat 
Lust sich vom Staat zweimal abwatschen 
zu lassen, erst recht, wenn man weiß, 
dass am Ende alles an einem selber hän-
gen bleibt.

Der letzte Vorwurf, der immer wie-
der geäußert wird ist folgender: Die 
CDU hat damals sowohl bei der Um-
setzung des Grenzwerts von 40µg/
m³ NO2 auf EU-Ebene als auch bei der 
Auswahl der Standorte bzw. dann bei 
der Aufstellung der Messstationen 
maßgeblich mitgewirkt und diese di-
rekt zu verantworten. Im Grunde ist 
diesem Vorwurf nichts entgegenzu-
halten. Außer, dass wir uns nun im Jahr 
2019 befinden. Wir haben heute neue-
re und vor allem bessere Erkenntnisse 
über die Auswirkung von NO2 auf die 
Gesundheit des menschlichen Körpers. 
An dieser Stelle kann ich daher mei-
nen Vorwurf an „Hermann, Resch und 
Konsorten“ nur wiederholen. Ich kann 
natürlich weiterhin so tun als ob sowohl 
der Grenzwert, als auch die Standorte 
der Messstationen nach wie vor richtig 
wären, um sich damit aber feige hinter 
veralteten Gegebenheiten und leider 
immer noch aktuellen Gesetzen zu ver-
stecken. Und ich halte nach wie vor an 
dem Vorwurf fest, dass es hier primär 
um die Umsetzung politischer Wahnvor-
stellungen und nicht um den Gesund-
heitsschutz der Bevölkerung geht. 
Gegenseitig Vorwürfe zu erheben 
bringt letztlich aber niemanden in der 
Sache weiter. Es bringt auch nichts die 
kindische Frage zu klären: Wer hat an-
gefangen? Viel entscheidender ist die 
Frage: Wer hat den Mut den Wahnsinn 
zu beenden?

Daniel Hackenjos,  

hackenjos@mit-bw.de,  

www.mit-bw.de  

MIT Land
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Diesel-Fahrverbot in Stuttgart

CDU-Verband will Hermann im Gefängnis sehen

Die Mittelstandsvereinigung der CDU 
hat über den Diesel und die Fahrverbote 
debattiert. Der stellvertretende Landes-
vorsitzende des Verbands, Daniel Ha-
ckenjos, positionierte sich mit seinen 
Forderungen eindeutig.

Stuttgart - Der CDU-Landes- und 
-Vizeregierungschef Thomas Strobl
will ein Fahrverbot für Euro-5-Diesel in
Stuttgart abwenden. Das ist ganz im Sinne 
der CDU-Mittelstandsvereinigung (MIT).
Ihr Landesverband hatte am Montag Ex-
perten zur Dieseldebatte geladen.
Eine „Versachlichung der Debatte“ ver-
sprach Daniel Hackenjos, stellvertretender 
MIT-Landesvorsitzender, den Zuhörern.
Die CDU-Vereinigung schütze „nicht blind
die Autoindustrie oder den Diesel“. Ha-
ckenjos positionierte sich eindeutig. Die
Freiheit des Individuums und das priva-
te Eigentum würden durch Fahrverbote

„mit den Füßen getreten“, sagte er. Ein 
gesunder Mensch habe mit Stickstoff-
dioxid keine Probleme, daher würden von 
den Verbotsbefürwortern „Kleinkinder, 
Asthmatiker und Ältere vorgeschoben“. 
Wer Messverfahren manipuliere wie Teile 
der Autoindustrie, gehöre nach Bürger-
meinung „in die Zelle“. Aber neben Stadler 
und Winterkorn (die Ex-Chefs von Audi 
und VW) müsse man wohl „Platz lassen 
für Resch, Hermann und Konsorten“, so 
Hackenjos über Landesverkehrsminister 
Winfried Hermann (Grüne) und DUH-Ge-
schäftsführer Jürgen Resch, dessen Verein 
das Fahrverbot erstritten hatte. Für diese 
Aussage gab es Beifall. Willi Diez, Professor 
für Wirtschaft und Umwelt (Geislingen), 
der lange für Mercedes tätig war, sieht im 
Diesel mittelfristig eine zukunftsträchtige 
Technik. Man könne ihn „so sauber ma-
chen wie einen Benziner“. Ziel sei eine 
emmissionsfreie Zukunft, zum Beispiel mit 
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der Brennstoffzelle, die leider nicht Daim-
ler, sondern Toyota in Serie bringe.

Die Leute sollen Autos kaufen
Nach den Fahrverboten seien Schaden-
begrenzung und eine klare Orientierung 
angezeigt, „damit die Leute wieder Autos 
kaufen“, so Diez. Der Euro-5-Hardware-
Nachrüstung, die Carsten Beuß, der 
Hauptgeschäftsführer des Kfz-Gewerbe-
verbands, fordert, kann Diez nichts ab-
gewinnen: „Warum sollten die deutschen 
Hersteller das zahlen, wenn es die aus-
ländischen nicht machen? Die Diskussion 
um die Nachrüstung muss deshalb schnell 
beendet werden“, so Diez. Beuß wandte 
ein, dass 300 000 Leasingautos bei den 
Händlern stünden, die ohne Nachrüstung 
stark an Wert verlören. 
Michael Bargende vom Institut für 
Verbrennungsmotoren der Uni Stutt-
gart, selbst 16 Jahre in der Motoren-
entwicklung von Daimler, hält die 
Hardware-Nachrüstung im städtischen 
Betrieb für nahezu wirkungslos. Soft-
ware-Updates zeitigten dagegen Wir-
kung. „Alle Autos, die hier fahren, sind 
gesetzeskonform“, so Bargende. Das 
Landgericht Stuttgart hatte vor zwei Wo-
chen im Fall von Mercedes-Fahrzeugen 
anders als Bargende geurteilt und Klä-

gern bis zu 40 000 Euro Schadenersatz 
zugesprochen, da Daimler das Thermo-
fenster – eine Art Abschalteinrichtung 
der Abgasreinigung – unzulässig auslege. 
Der Konzern will in Berufung gehen.
Eine Lockerung des EU-Grenzwerts für 
Stickstoffdioxid als Mittel gegen Fahr-
verbote hält der Mikrobiologe Alexan-
der Kekulé für illusorisch. Die Richtlinie 
gelte seit 1999, „und keiner hat etwas 
gemacht“, so Kekulé. Mit einer Ver-
schärfung müsse man nicht rechnen, 
Deutschland könne sie in der EU ver-
hindern. Dank der Grenzwerte „sind 

unsere Städte jetzt sauberer“, so der 
Leiter des Instituts für Mikrobiologie am 
Uniklinikum Halle. Für ihn wären auch 80 
oder 100 Mikrogramm in Ordnung. Klaus 
Paal, wirtschaftspolitischer Sprecher der 
CDU im Landtag, forderte die Zuhörer 
auf, gegen die Fahrverbote zu protestie-
ren. „Kommen Sie zur Demo“, so Paal. 
Die CDU in der Landesregierung hatte 
die Fahrverbote im Luftreinhalteplan mit 
beschlossen.

Konstantin Schwarz,  

Stuttgarter Zeitung vom 12.02.2019  

MIT Land
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Peter Hauk MdL – Bezirksvorsitzender CDU Nordbaden

Überprüfung der Grenzwerte 
dringend geboten

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe 
Mitglieder der MIT,
kein anderes Thema bewegt, ver-
unsichert und verärgert die Bürger 
mehr als die aktuelle Dieseldiskussion. 
Ich will für uns als CDU einige Punkte 
vorausschicken. 
Selbstverständlich stehen wir für eine 
saubere Luft in den Städten. Selbstver-
ständlich achten wir aktuelle Urteile 
der Gerichte. Dennoch können wir uns 
mit der aktuellen Situation und dem 
Verlauf der momentanen Diskussion 
nicht zufriedengeben. 
Im Laufe der letzten Monate drän-
gen sich Fragen auf, für die wir neue 
Antworten finden müssen. Diese Dis-
kussion müssen wir sachlich, an Fakten 
orientiert und vor allem entlang der 
Realität führen. 
Im Jahr 2010 wurde auf europäischer 
Ebene für die Stickoxidbelastung ein 
neuer Grenzwert von nur noch 40 
Mikrogramm und damit von nur noch 
einem Viertel des bisherigen Grenz-
wertes festgelegt. Die wissenschaft-
liche Grundlage dieses Grenzwertes 
ist äußerst fraglich in Bezug auf die 
menschliche Gesundheit. Ganz aktu-
ell wird etwa von Lungenfachärzten 
angezweifelt, dass dieser Grenzwert 
tragfähig ist. 
Leider hat Bundesumweltministerin 
Svenja Schulze die Kritik von der Grup-
pe von Lungenärzten an den Grenz-
werten für Feinstaub und Stickoxide 
zurückgewiesen. 
Eine Überprüfung wäre aber aus mei-
ner Sicht dringend, wenn nicht sogar 
zwingend geboten. Auch wenn wir 
davon ausgehen müssen, dass eine 
Änderung des Grenzwertes durch die 
EU, zumindest in naher Zukunft, eher 
unwahrscheinlich ist. Dennoch for-
dern wir von der EU-Kommission bis 
zu einer erfolgten Überprüfung der 
Grenzwerte ein Moratorium. Die An-
kündigung des zuständigen Kommis-

sars, dass Grenzwerte bei einer Über-
prüfung eher verschärft als gelockert 
würden, ist nicht nachzuvollziehen. 
Wir wollen eine sachliche Prüfung auf 
der Basis von Fakten, Schnellschüsse 
hatten wir genug.
Noch entscheidender ist aus meiner 
Sicht eine Überprüfung der Mess-
stellenstandorte im Land und speziell 
in Stuttgart. Hier muss ein neutrales 
Bild als Grundlage für weitere Ent-
scheidungen herbeigeführt werden. 
Ebenso müssen, wenn Grenzwerte an 
Messstationen überschritten werden, 
sofort die Messstationen repräsentativ 
nachverdichtet werden; es darf nicht 
sein, dass Messungen an einer Stel-
le über einschneidende Fahrverbote 
für ein komplettes Stadtgebiet ent-
scheidend sind. 
Leider hat der Stuttgarter Oberbürger-
meister Kuhn bei dem Thema in seiner 
kompletten Amtszeit auf ganzer Linie 
versagt: Das Problem war seit 2010, 
also seit 8 Jahren, bekannt, gehandelt 
wurde nicht. Ausbau des ÖPNV? Fehl-
anzeige. Ausbau bzw. Erweiterung 
von Park&Ride? Fehlanzeige. Statt-
dessen werden die wenigen Parkplätze 
noch in den Bereich der Umweltzone 
aufgenommen. 
Es wurde im vergangenen Jahr ein Kon-
zept erarbeitet, das weitere Maßnahmen 
enthält, um die NOx-Werte verbessern 
zu sollen, auch hier Fehlanzeige. Gleich-
zeitig müssen wir vor allem den Grünen 
einmal klar vor Augen führen, dass Ba-
den-Württemberg Wirtschaftsstandort 
Nummer eins in Deutschland ist und 
bleiben soll. 
Unsere Automobilindustrie muss den 
Ansporn und den Rückhalt haben, 
neue Technologien zu entwickeln. Wir 
müssen uns ganz klar vor Augen füh-
ren, was diese ganze Debatte jetzt 
schon für reale Auswirkungen hat: seit 
4 Wochen Fahrverbot und Feinstaub-
alarm in Stuttgart. Spannend hierbei: 

in der Stadt Osnabrück wurden auch 
an einem Sonntag erhöhte Feinstaub-
werte gemessen – es war ein autofreier 
Sonntag in Osnabrück wegen eines 
Marathons. Unternehmen überlegen, 
dem Standort Stuttgart den Rücken 
zu kehren. Konkret wird das Pferd von 
hinten aufgezäumt. 
Wir haben die Debatte um die richtigen 
Lösungen zu spät begonnen, umso en-
gagierter müssen wir sie heute führen. 
Enteignungen, wie sie derzeit faktisch 
bei zahlreichen Bürgern erfolgen, kön-
nen wir nicht einfach hinnehmen. Als 
CDU müssen wir klar zeigen, dass wir 
uns für die Wirtschaft und die Men-
schen im Land stark machen und dass 
wir nach Lösungen zum Wohl und nicht 
zum Schaden der Menschen suchen.
Individuelle Mobilität war die Voraus-
setzung für Arbeitsplätze überall in Ba-
den-Württemberg, gerade auch in den 
ländlichen Räumen. 
Das Automobil hat dieses Land groß 
gemacht, deshalb dürfen wir dessen 
Zukunft nicht leichtsinnig aufs Spiel 
setzen.

Peter Hauck MdL,  

peter.hauk.ma1@cdu.landtag-bw.de,  

www.cdu-nordbaden.de  

Peter Hauck MdL
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MIT - Landesvorstand

Klausurtagung #MITKT19

Nach der Wahl des neuen Landes-
vorstandes der Mittelstandsvereinigung 
Baden-Württemberg im Oktober im 
Europapark lud der Vorsitzende zur zwei-
tägigen Klausurtagung in das Waldhotel 
nach Degerloch ein. Unter Moderation 
von Karlheinz Kettgen wurden die für die 
kommenden zwei Jahre zu bearbeitenden 
politischen Themen gesammelt. Es 
entstanden Arbeitsgruppen wie z.B. 
„Mehr Einfluss der MIT, Mitgliederneu-
gewinnung, Marketing und Steuern und 
die ersten Ideen und Maßnahmen wur-
den zusammengefasst und diskutiert. 
Diese Arbeitsergebnisse wurden konkre-
tisiert und die für die entstandenen Auf-
gaben Verantwortlichen benannt.
Es bestand Einigkeit bei den Teil-
nehmern, dass die MIT in der Öffentlich-
keit bekannter werden und zudem viel 
schneller auf aktuelle politische Themen 
reagieren muss. Diesbezüglich wurde 
auch eine Systemform vorgestellt, die 
den gesamten Landesvorstand besser 
verknüpft und somit einen schnelleren 
internen Austausch erreichen kann. Zu-
dem besteht dabei die Möglichkeit, be-
reits gestellte Anträge bezüglich deren 

Verlauf und Erfolg besser zu verfolgen 
und entsprechend nachzuarbeiten. 
Parallel fand die Wahl der neuen 
Landesgeschäftsführerin statt, nach-
dem die vorherige Amtsinhaberin Bir-
ringer sich während ihrer Elternzeit 
noch dafür entschied, nicht mehr in die 
alte Position zurückkommen zu wollen. 
Sie bleibt dennoch der MIT erhalten und 
wird sich nach ihrer Rückkehr um das 
Wirtschaftsforum kümmern. Wir wün-
schen auf diesem Wege unserer neuen 
Landesgeschäftsführerin Ulla Mül-
ler-Eisenhardt alles Gute und viel Erfolg 
in ihrer neuen Tätigkeit. 
Zusammenfassend waren die zwei Tage 
voller Energie und guten Diskussionen, 
die den Vorstand an sich nicht nur 
näher, sondern auch weitergebracht 
hat. Es wurden Umsetzungsbeschlüsse 
gefasst. Dabei machen sich die ers-
ten Umsetzungserfolge gerade im Be-
reich Marketing/Presse bereits schon 
bemerkbar. 
Die Bewirtung und Unterkunft run-
deten das sehr arbeitssame Wochen-
ende ab und ließen keinerlei Wünsche 
offen. Für die Organisation der Tagung, 

die gute Bewirtung und die tolle Zu-
sammenarbeit muss daher großer Dank 
und Lob ausgesprochen werden. 

Angelika Harm, 

 angelika.harm@mit-bw.de,  

www.mit-bw.de  

MIT Land
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MIT-Mitglieder in den Bundesfachausschüssen

Auf Basis der uns vorliegenden Informationen des Konrad-Adenauer-Hauses möchten wir Ihnen gerne eine Übersicht der vom 
Bundesverband in die Bundesfachausschüsse berufenen MIT-Mitglieder des Landesverbandes Baden-Württemberg geben.
Wir gratulieren allen Mitgliedern zu ihrer Berufung und wünschen ihnen viel Erfolg bei der Arbeit im jeweiligen Bundesfachausschuss.

Bundesfachausschuss  
Äußere Sicherheit

Tanja Gönner (Vorsitz)

Roderich Kiesewetter MdB

Bundesfachausschuss  
Gesellschaftlicher Zusammenhalt

Iris Ripsam

Susanne Wetterich

Bundesfachausschuss  
Europapolitik

Gunther Krichbaum MdB

Bundesfachausschuss  
Bildung, Forschung, Innovation

Dr. Stefan Kaufmann MdB 
(Vorsitz)

Marc Biadacz MdB

Marion Gentges MdL

Ronja Kemmer MdB
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Bundesfachausschuss  
Gleichwertige Lebensverhältnisse in Stadt und Land

Dr. Patrick Rapp MdL

Oliver Zander

Bundesfachausschuss  
Innere Sicherheit

Thomas Blenke MdL

Bundesfachausschuss  
Soziale Sicherung und Arbeitswelt

Kai Whittaker MdB (Vorsitz)

Bundesfachausschuss  
Umwelt und Landwirtschaft

Alois Gerig MdB

Bundesfachausschuss  
Wirtschaft, Arbeitsplätze und Steuern

Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut 
MdL (Vorsitz)

Ruth Baumann

Thomas Bareiß MdB

Fabian Gramling MdL

Andrea Verpoorten

MIT BW,  

www.mit-bw.de  
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Fabian Gramling MdL und Marc Biadacz MdB im Interview mit der MIT-Landesgeschäftsstelle

„Glasfaser ist die Grundlage für die 
Digitalisierung“

Unterstützen Sie den zeitnahen und flächendeckenden Aus-
bau der Glasfaserverkabelung?
Biadacz: Klare Antwort: Ja! Der Bund und die Länder sind sich 
einig, dass wir einen flächendeckenden Glasfaserausbau in 
Deutschland brauchen. Im Koalitionsvertrag haben wir auf 
Bundesebene festgehalten, dass die Bereitstellung der digita-
len Infrastruktur oberste Priorität hat. Deshalb wollen wir den 
flächendeckenden Ausbau mit Gigabitnetzen bis zum Jahr 2025 
erreichen. Dafür investieren wir über vier Jahre hinweg 10 - 12 
Milliarden Euro. Die Glasfasertechnologie ist Grundvoraus-
setzung für den wirtschaftlichen Erfolg in einer digitalisier-
ten Arbeitswelt und soll sowohl unseren Hidden Champions 
als auch jedem Einzelnen von uns nutzen – wir brauchen das 
Turbo-Internet für alle.

Gramling: Glasfaser ist die Grundlage für die Digitalisierung. 
Deshalb brauchen wir das Glasfaserkabel bis an jede Milch-
kanne. Wir lassen im Gegensatz zu Grünen und SPD auch im 
Schwarzwald kein Tal zuwachsen. Wir sagen ganz klar: Ja, wir 
möchten jeden Bauernhof anschließen. Im Land Baden-Würt-
temberg haben wir deshalb die Digitalisierungsoffensive ge-
startet und investieren eine Milliarde Euro von 2016 bis 2021. 
Davon allein knapp die Hälfte in den Breitbandausbau. Wir 
brauchen Glasfaser, die Kupferzeit ist in Baden-Württemberg 
Geschichte.

Vectoring ist nicht das Mittel der Wahl?
Biadacz: Mit der Vectoring-Technologie, bei der Kupfer-
leitungen mit Software technisch beschleunigt werden, 
können Internetgeschwindigkeiten bis zu 100 Mbit/s er-
reicht werden. Im Vergleich zur Glasfasertechnologie ist 
die Umsetzung von Vectoring günstiger. Die Technologie ist 
für den Markt häufig wirtschaftlicher, wenn es darum geht, 
stabile Internetverbindungen in die Fläche zu bringen. Vec-
toring ist daher als Brückentechnologie zu sehen und nicht 
als das Mittel der ersten Wahl. Um unterversorgte Gebiete 
in ländlichen Regionen systematisch ans Gigabitnetz anzu-
schließen, haben wir die Förderverfahren so gestaltet, dass 
dort gefördert wird, wo der Breitbandausbau ohne staatliche 
Hilfe nicht zustande käme. Dies ist in Gebieten der Fall, wo 
die verfügbare Internetgeschwindigkeit bei unter 30 Mbit/s 
liegt und die auch in Zukunft vom Markt nicht wirtschaft-
lich erschlossen werden. Mit dem Relaunch des Breitband-
förderprogramms haben wir im Sommer letztes Jahr auf Glas-
faser umgestellt und die Antragskriterien für die öffentlichen 
Fördermittel erheblich vereinfacht. Das ist ein wichtiger Bau-
stein, um alle verbliebenen weißen Flecken an das Gigabit-
netz anzuschließen.

Hat ja auch damit zu tun, dass eben viele mittelständische Betriebe 
auf dem Land ansässig sind.
Gramling: Es ist eine Standortfrage und kann auch zum Wett-
bewerbsnachteil werden. Deshalb ist es so wichtig. Der TÜV 
Rheinland-Pfalz hat in seiner Erhebung aufgezeigt, dass wir 
rund 80 Prozent des Landes mit schnellem Internet versorgt 
haben. Das war zu Beginn der letzten Legislaturperiode in 2016 
noch 72,8 Prozent. Sie sehen, es hat sich etwas getan, aber wir 
sind natürlich noch lange nicht am Ziel angekommen. Es ist ein 
Kraftakt. Häufig ist das Problem nicht per se das Breitband-
kabel, das Glasfaserkabel, sondern das Problem ist, dass wir 
jemanden brauchen, der es verlegt.

und bezahlt …
Gramling: Bezahlen ist auch ein Thema, aber im Wesentlichen 
finden wir niemand, der es zu adäquaten Preisen verlegt. Wir 
haben eine gute Baukonjunktur, volle Auftragsbücher, was ja 
positiv ist, aber eben auch negative Auswirkungen haben kann.

Biadacz: Die Hidden Champions, die wir in Deutschland haben, 
befinden sich eben nicht alle in den Ballungsräumen wie Stutt-
gart, Ludwigsburg, Böblingen oder Waiblingen. Viele davon 
liegen in Nicht-Ballungsgebieten, zum Beispiel am Bodensee. 
Und genau diese Unternehmen brauchen schnelles Internet 

(Von links) Fabian Gramling MdL, Vanessa Diehr, Ulla Müller-Eisenhardt, 
Marc Biadacz MdB

Wirtschaft
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beziehungsweise den Glasfaserausbau in ländlichen Regionen, 
weil sie die Innovationen entwickeln, die unser Land wirtschaft-
lich so stark machen. Die Verfügbarkeit von schnellem Internet 
spielt zudem bei den Themen flexibles Arbeiten und Homeoffi-
ce eine wichtige Rolle, da es dafür Grundvoraussetzung ist. Es 
hilft nichts, wenn Arbeitgeber ihren Mitarbeitern anbieten, von 
zu Hause aus arbeiten zu können, zu Hause aber keine stabile 
Internetverbindung verfügbar ist.

Gramling: Die Bevölkerung erwartet zu Recht, dass wir in 
Deutschland eine gute Netzabdeckung haben, auch beim 
Mobiltelefon. Von Seiten der Politik können wir aber erst 
eingreifen, wenn der Markt versagt. Wir leben in einer 
Marktwirtschaft. Da können wir als Politik nicht einfach 
sagen, wir fördern das mit Steuergeldern, auch wenn es der 
freie Markt regeln könnte. Erst wenn der Markt versagt, 
können wir aktiv werden– sonst haben wir keine rechtliche 
Grundlage. Das erschwert es natürlich.
Gerade weil wir ein Flächenland sind und deshalb flächen-
deckend eine gute Versorgung brauchen. Man darf aber auch 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass wir in der Region Stuttgart, 
wo ein Viertel der Baden-Württemberger lebt, immer noch 
weiße Flecken haben. Deshalb hat ja jetzt auch die Region 
Stuttgart eine Kooperation mit den Landkreisen und der Te-
lekom gestartet, wo 1,6 Milliarden Euro investiert werden. 1,1 
Milliarden kommen von der Telekom, 500 Millionen von den 
Landkreisen, um auch in so einem Ballungsraum wie der Re-
gion Stuttgart die weißen Flecken auszumerzen. Allein dort: 
1,6 Milliarden Euro! Das zeigt auch die Dimension, in der wir 
uns bewegen. Die Studie des TÜV Rheinland-Pfalz hat auf-
gezeigt, dass wir in Baden-Württemberg ein Investment von 6 
Milliarden Euro brauchen, um flächendeckend schnelles Inter-
net zu ermöglichen. 

Biadacz: Es stimmt, das Ziel einer flächendeckenden Versorgung 
mit schnellem Internet können wir nur gemeinsam mit den Tele-
kommunikationsunternehmen erreichen – das ist ein Gemein-
schaftsprojekt. Ein gutes Beispiel ist hier der Landkreis Böb-
lingen. Hier hat sich ein Großteil der Gemeinden entschieden, 
gemeinsam mit dem Landkreis einen Zweckverband zu grün-
den, der den Breitbandausbau vorantreibt. Der Zweckverband 
Breitbandausbau beteiligt sich wiederum an der Kooperation 
zwischen der Telekom und der Region Stuttgart, die Fabian an-
gesprochen hat.

Gramling: Man muss aber bei den Vergaben in Zukunft darauf 
achten, dass man nicht sagt: „Wir picken uns die attraktiven 80 
Prozent der Fläche raus.“ Wir brauchen eine flächendeckende 
Abdeckung – also 100 Prozent! Sei es bei der Breitbandver-
sorgung oder sei es beim Mobilfunknetz 5 G. Darauf muss in 
Zukunft mehr Wert gelegt werden.

Biadacz: Die Menschen erwarten von der Politik, dass wirklich 
jeder Bürger das schnelle Internet nutzen kann. Das ist eine 
Aufgabe, der wir uns stellen und die wir gemeinsam mit den 
Telekommunikationsunternehmen lösen müssen.
Gramling: Man sieht das auch an der Wohnortwahl junger Fami-

lien. Schnelles Internet ist ein wesentlicher Faktor. Das gehört 
inzwischen zur Daseinsvorsorge.

Welchen Zeitrahmen sehen Sie beim Ausbau?
Gramling: Es ist ein gemeinsamer Kraftakt, den wir leisten müs-
sen. Die Verzahnung von Förderprogrammen von Land und 
Bund ist wichtig. Das haben wir inzwischen ermöglicht. Jetzt 
gilt es vor Ort die Mittel abzurufen - und den Ausbau voran-
zutreiben. Wir müssen dann sehen, ob der Markt funktioniert 
oder nicht. Ein Ziel, das sich die Region Stuttgart ausgegeben 
hat, ist, dass bis 2030 90 Prozent der Haushalte in der Region 
Stuttgart versorgt sind.

Biadacz: Die Bundesregierung hat sich das Ziel gesetzt, bis 2025 
flächendeckend in Deutschland Gigabit-Netze zu schaffen. 
Bis 2021 sollen alle Gewerbegebiete, Schulen und Kranken-
häuser an das Gigabit-Netz angeschlossen werden. Um diese 
Ziele zu erreichen, müssen wir alle an einem Strang ziehen. 

Vielen Dank für das Gespräch.

wifo@mit-bw.de  

Wirtschaft

Kölle GmbH – Werkzeugbau und Stanzerei

Erich-Blum-Straße 30, 71665 Vaihingen/Enz, Tel. +49-7042/9448-0

www.koelle-gmbh.de

Die Kölle GmbH ist seit über 80 Jahren am Standort Vaihingen/Enz 
in den Bereichen Werkzeugbau und Stanzerei tätig. Mit 120 Mitarbei-
tern fertigen wir für unsere Kunden aus den Bereichen Automotive, 
Luftfahrt und der Elektroindustrie qualitativ hochwertige Werk-
zeuge und Serienteile.

Unser Leistungsspektrum reicht vom Prägewerkzeug über kompli-
zierte Folgeverbundwerkzeuge bis hin zu komplexen Umformwerk-
zeugen. Insbesondere im Bereich Trägerrahmen für Dichtungen 
sowie thermischen und akustischen Abschirmblechen haben wir 
große Kompetenzen.
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Erklärung des 
MIT-Bundesvorstands 
am 4. Februar 2019

Nach zehn wirtschaftlich erfolgreichen Jahren sind Ein-
trübungen am Konjunkturhimmel erkennbar. Das Wirtschafts-
wachstum schwächt sich ab. Neben den Herausforderungen 
der Demografie, der disruptiven Veränderungen durch Digita-
lisierung und eines verstärkten internationalen Wettbewerbs, 
sehen wir uns mit einer schwieriger werdenden internationalen 
Gemengelage konfrontiert. 
Die Sozialleistungen sind in den letzten Jahren noch stärker ge-
stiegen als die Wirtschaftsleistung. Die Steuerquote ist eben-
falls gestiegen. Bei der Abgabenquote und der Unternehmens-
steuerbelastung gehört Deutschland inzwischen zu den 
unrühmlichen Spitzenreitern im Vergleich der Industriestaaten. 
In der Energiepolitik steigen wir als einzige große Industrie-
nation aus dem zweiten grundlastfähigen Energieträger aus, 
ohne ein tragfähiges Konzept zur Finanzierung, Strompreis-
begrenzung und Netzstabilität zu haben.
Die Rahmenbedingungen haben sich in dem Jahr seit den 
Koalitionsverhandlungen massiv verändert.

• Die Weltwirtschaft trübt sich ein.
• Der Handelskonflikt mit den USA erschwert den Export.
• Die konkreten Folgen eines möglicherweise ungeregelten

Brexits bergen massive Risiken.
• Die Konsequenzen des Ausstiegs aus der Kohleproduktion

stehen nicht fest, aber die Risiken für Strompreise und Ver-
sorgungssicherheit sind erkennbar.

• Der Handel mit China wird zunehmend durch ungleiche
Wettbewerbsbedingungen gefährdet.

Wir brauchen einen Paradigmenwechsel, wenn wir im Standort-
wettbewerb bestehen wollen und wenn wir hohe Beschäftigung 
und Wachstum sichern wollen.
Der MIT-Bundesvorstand und die CDU-Bundesvor sitzende 
Annegret Kramp-Karrenbauer sind sich darin einig, dass die 
Union für die „Revisionsklausel“ zur Überprüfung des Koalitions-
vertrags eigene Vorschläge vorlegen wird, um Deutschland 
unter Berücksichtigung der geänderten Rahmenbedingungen 
zukunftsfähig zu machen. 

Aus Sicht der MIT sollten sich die Vorschläge auf folgende 
Punkte konzentrieren:
• strukturelle Veränderungen im Bundeshaushalt
• eine Modernisierung der Unternehmensbesteuerung mit

einer Absenkung der Gesamtbelastung
• Entlastungen der Unternehmen von Bürokratie und

Regulatorik
• Beschleunigung beim Infrastrukturausbau
• Leichtere Nutzung von Daten
• Verstärkte Digitalisierung der Verwaltung

Hubertus Struck,  

struck@mit-bund.de,  

www.mit-bund.de  

(Von links) Dr. Carsten Linnemann MdB und Annegret Kramp-Karrenbauer

MIT Bund
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MIT will Grenzwerte aus-
setzen und Messverfahren 
überprüfen

Die Mittelstands- und Wirtschaftsver-
einigung der CDU/CSU (MIT) will die 
derzeit geltenden Stickoxid-Grenzwerte 
im Straßenverkehr aussetzen und Mess-
verfahren auf den Prüfstand stellen. 
Fahrverbote sollen „um jeden Preis“ ver-
hindert werden. Einen entsprechenden 
Beschluss hat der MIT-Bundesvorstand 
in Berlin gefasst.
„Fahrverbote für Dieselfahrzeuge sind 
eine völlig unverhältnismäßige Ein-
schränkung der Rechte von Fahrzeug-
besitzern und müssen um jeden Preis 
vermieden werden“, so MIT-Bundes-
vorsitzender Carsten Linnemann. „Wer 
einen Diesel gekauft hat oder nutzt, ge-
nießt Vertrauensschutz, und den muss 
die Politik achten.“
Die MIT fordert deshalb die Bundes-
regierung, die CDU/CSU-Bundestags-
fraktion und die EVP-Fraktion im Euro-
päischen Parlament auf, dafür zu sorgen, 
dass die derzeit geltenden Grenzwerte 
für die Immission von Stickoxiden im 
Straßenverkehr ausgesetzt werden. „Die 

Grenzwerte sollen mit Blick auf nach-
weisbare gesundheitliche Gefährdungen 
durch wissenschaftliche Experten über-
prüft und anhand der Prüfungsergeb-
nisse gegebenenfalls korrigiert werden“, 
so der Beschluss.
Weiterhin fordert die MIT die Verantwort-
lichen in Bund, Ländern und Kommunen 
auf, die Messstationen so aufzustellen, 
wie es die 39. Bundesimmissionsschutz-
verordnung (BImSchVO) verlangt. Lin-
nemann: „Die Messungen müssen prä-
zise und realistisch sein. Es kann nicht 
sein, dass in Deutschland möglichst nah 
an der Straße oder an Kreuzungen ge-
messen wird, ohne dass dies nötig wäre.“ 
Die Positionierung der Messstationen 
in Deutschland müsse deshalb überall 
darauf überprüft werden, ob sie die Im-
missionswerte tatsächlich dort messen, 
wo Menschen die Luft einatmen.

Hubertus Struck,  

struck@mit-bund.de,  

www.mit-bund.de  

MIT Bund
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Dr. Carsten Linnemann MdB

Ihr kompetenter Partner für

Kunststoffspritzguss  und  Formenbau
§
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§
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§ Fertigen

§ Feinguss

MIM

Kunststoff

Herbert Kaut GmbH & Co. KG  
Winterlinger Str. 16
72488 Sigmaringen
Tel.: 07571/18201-0
info@kaut.info  
www.kaut-kunststofftechnik.de

Kaut GmbH Sigmaringen.jpg

Herbert Kaut GmbH&Co.KG
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Krisenmanagement bei 
Durchsuchungsmaßnahmen
Die Autohersteller im Dieselskandal, 
aber auch Manager in Japan und 
Waffenhersteller in Deutschland sind 
Beispiele dafür, dass die Ermittlungs-
behörden sich mehr und mehr berufen 
fühlen, auch wirtschaftliche Vorgänge 
(ob schlussendlich berechtigt oder 
nicht) überprüfen zu wollen.
Eine – stets unangekündigte – Durch-
suchung von Geschäftsräumen, meist 
verbunden auch mit einer paralle-

len (Privat-) Wohnungsdurchsuchung 
durch die Ermittlungsbehörden (Staats-
anwaltschaft, Polizei, Steuer- und Zoll-
fahndung) stellt hohe Anforderungen 
an das Krisenmanagement eines Unter-
nehmens. Denn selten nehmen Er-
mittlungsbehörden Rücksicht auf unter-
nehmerische Belange und rücken oft 
öffentlichkeitswirksam mit einer Arma-
da von Beamten, mehreren Bussen oder 
LKWs gleichzeitig im Unternehmen, 
Zweigstellen und Privatwohnungen an, 
um unter den Augen von Schaulustigen 

und den Kameras von Medienvertretern 
kartonweise Geschäftsunterlagen ab-
zutransportieren und Zeugen oder Be-
schuldigte zu weiteren Ermittlungen/
Vernehmungen mitzunehmen.
Eine generelle Verhaltensanweisung 
für solche Situationen lässt sich nur 
schwer erstellen. Um weitergehenden 
Schaden und Imageverluste für das 
Unternehmen und die beteiligten 
Per sonen zu vermeiden, sind Kenntnisse 
der Grundzüge des strafprozessualen 
Regelungssystems über Durchsuchung 
und Beschlagnahme, Information und 
Schulung der Managementebenen und 
ein Krisenmanagement jedoch unver-
zichtbar. Anzuraten ist in jedem Fall die 
Hinzuziehung eines strafrechtlich ver-
sierten Rechtsanwalts.

1. Beginn der Durchsuchung
Da eine Durchsuchung nur auf Grund-
lage eines richterlichen Beschlusses
erfolgen darf, sind die Ermittlungs-
personen – freundlich – aufzufordern,
den Durchsuchungsbeschluss vorzu-
legen. Aus diesem ergibt sich, was
Gegenstand der Durchsuchung sein
soll, d.h. wonach und wo gesucht wer-
den soll. Die im Beschluss genannten
Räume sollten den Ermittlungs-
personen bereitwillig gezeigt werden,
wobei der Betroffene das Recht hat,
bei der Durchsuchung anwesend zu
sein. Eine heimliche Durchsuchung ist
nicht gestattet.
Der Telefonkontakt zu einem Rechts-
anwalt darf nicht verweigert werden.
Stehen die Ermittlungspersonen auf

Vorlandstraße 1

77756 Hausach

uhl-beton.de

FON 0 78 31 78 9-0

FAX 0 78 31 74 75

E-MAIL  info@uhl-beton.de

AUS TRADITION AM PULS
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Ralph E. Walker
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dem Standpunkt, ein Telefonat würde 
das Untersuchungsergebnis gefährden, 
muss darauf bestanden werden, dass 
ein Ermittlungsbeamter den benannten 
Anwalt vor Beginn der Durchsuchungs-
maßnahme anruft. Ggf. ist der Durch-
suchungsleiter zu bitten, mit der 
Durchsuchung bis zum Eintreffen des 
Anwaltes zu warten. Aber Achtung: ein 
Anspruch hierauf besteht nicht, allein 
deshalb empfiehlt sich der bereits ge-
nannte höfliche Umgangston.
Übrigens: der Versuch, während oder 
unmittelbar vor der Durchsuchung 
heimlich Unterlagen zu vernichten oder 
Daten zu löschen, kann bei Entdeckung 
unmittelbar zu einer Inhaftierung füh-
ren (Verdunkelungsgefahr).

2. Während der Durchsuchung
Eine Kooperation mit den Ermittlungs-
personen sollte sich in höflichem und
freundlichem Verhalten erschöpfen; An-
gaben zur Sache sollten – ohne Rück-
sprache mit einem Verteidiger – auch
bei hartnäckigem Nachfragen auf keinen
Fall erfolgen. So wie dem Beschuldigten
ein umfassendes Schweigerecht zusteht,
steht den Angehörigen des Beschuldigten 
ein Zeugnisverweigerungsrecht zu.
Ebenso sind Berufsgeheimnisträger
(Steuerberater, Rechtsanwälte, Geist-
liche) gesetzlich zur Verschwiegenheit

verpflichtet und haben das Zeugnis zu 
verweigern; auf keinen Fall sollten diese 
daher von der Verschwiegenheitspflicht 
entbunden werden.
Die Ermittlungspersonen sind bei ihren 
Durchsuchungshandlungen auf Schritt 
und Tritt zu begleiten. Um eine „plan-
lose“ Durchsuchung sämtlicher Auf-
bewahrungsorte und die Mitnahme 
von mehr Gegenständen als nötig zu 
vermeiden, empfiehlt es sich, den Er-
mittlern die gesuchten Gegenstände 
zu zeigen, Passwörter zu nennen etc. 
Daneben sollten die aufgefundenen 
Gegenstände an einer zentralen Stelle 
gesammelt werden, um möglichst in 
Anwesenheit eines Rechtsanwaltes er-
örtern zu können, was mitgenommen 
werden muss oder ob es nicht aus-
reichend ist, Duplikate (Kopien, Daten-
sicherungen etc.) anzufertigen, auch 
um eine Aufrechterhaltung des Ge-
schäftsbetriebs zu gewährleisten.

3. Ende der Durchsuchung
In jedem Fall sollte der Sicherstellung von 
Unterlagen schriftlich widersprochen
werden. Damit werden die Ermittlungs-
behörden gezwungen, eine förmliche
Beschlagnahme der Unterlagen vorzu-
nehmen. Nur dann steht dem Betroffenen 
auch ein Rechtsmittel zur Verfügung, um
nachträglich die Rechtmäßigkeit der Be-

schlagnahme gerichtlich überprüfen zu 
lassen. Bei einer freiwilligen Herausgabe 
der gewünschten Unterlagen ist dies 
nicht möglich.
Von dem Durchsuchungsleiter ist bei 
Abschluss der Durchsuchung die de-
taillierte Dokumentation mit einer 
identifizierbaren Bezeichnung der be-
schlagnahmten bzw. sichergestellten 
Gegenstände („Sicherstellungsver-
zeichnis“) zu verlangen. Hierauf be-
steht ein Anspruch, auf den keines-
falls verzichtet werden sollte.
Auch wenn sich Durchsuchungsmaß-
nahmen der Ermittlungsbehörden im 
Unternehmen oder bei Privatpersonen 
nicht vorbereiten und selten ver-
meiden lassen, helfen die dargestellten 
Hinweise, Schlimmeres zu verhindern 
und erleichtern dem Rechtsanwalt 
und damit dem Betroffenen im weite-
ren Verfahren seine Verteidigung. Von 
besonderer Bedeutung ist es in jedem 
Fall, von seinem Schweigerrecht Ge-
brauch zu machen und schnellstmög-
lich anwaltliche Hilfe zu suchen – denn 
alles, was gesagt wird, findet Eingang 
in die Akten und kann nachteilig aus-
gelegt werden.

Ralph E. Walker,  

dmp@derra-ul.de,  

www.derra.eu/de  

Gesetzesnews
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Risiken und 
Chancen der 
digitalen 
Trans-
formation

Rainer Hundsdörfer, Vorstandsvor-
sitzender der Heidelberger Druck-
maschinen AG, findet deutliche Worte: 
„Durch den disruptiven Wandel, den 
die digitale Transformation mit sich ge-
bracht hat, sind wir fit geworden für die 
Zukunft“. Zur Eröffnung der Industrie-
messe ie am 30. Januar auf dem Frei-
burger Messegelände gibt er Einblicke in 
die Digitalisierungsstrategie des Unter-
nehmens einer Branche, die wie kaum 
eine andere schon früh von der digitalen 
Transformation betroffen war. Es kommt 
immer mehr auf höhere Flexibilität, 
Qualität und Effizienz an. Digitale Lö-
sungen haben das Potenzial, die Wett-
bewerbsfähigkeit eines Unternehmens 
zu steigern.
Die Heidelberger Druckmaschinen AG 
zeigt exemplarisch, wie die Chancen der 
Zukunft erkannt werden können, um 
die digitale Transformation aktiv mit-
zugestalten anstatt in Schockstarre zu 
verfallen. Die Fähigkeit sich zu wandeln, 
sich neu zu erfinden und für den Erfolg 
ein hohes Risiko einzugehen, ist im Süd-
westen kein Neuland.  

Die ausverkaufte Industriemesse ie bietet 
den Ausstellern die ideale Gelegenheit, 
zu zeigen, dass ihre Produkte und Dienst-
leistungen die digitale Zukunft durch Inno-
vationen aktiv und kundennah mitgestalten. 
Das Rahmenprogramm der Messe bietet 
den rund 10.000 erwarteten Besuchern 
über 100 kostenfreie Fachvorträge. Die 
Themen reichen von Künstlicher Intelligenz, 
über Internet of Things, Industrial Analy-
tics, Cyber Security, Prozessoptimierung, 
bis hin zu kollaborativer Robotik.
„Disruptiver Wandel bringt den Schwarz-
wald nicht aus der Ruhe. Wir blicken auf 
eine chancenreiche Zukunft – nicht trotz, 
sondern wegen der Digitalisierung“, sagt 
wvib-Präsident Thomas Burger.

Pressemitteilung des wvib Wirtschaftsverband 

Industrieller Unternehmen Baden e.V.

Filip Schlosser,  

schlosser@wvib.de,  

www.wvib.de  

Thomas Burger
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Entspannen Sie im Destination Spa 

Villa Stéphanie, schlendern Sie durch 

den angrenzenden Park oder genießen 

Sie einfach erlesene Gaumenfreuden 
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ausgezeichneten Park-Restaurant. 

Wer stilvolle Entspannung in einer 
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Advertorial 
Firma Keck aus Weil der Stadt

Aufbruch nach 
Westen 

Im Rahmen der globalen Wachstumsstrategie vieler deutscher Unter-
nehmen und der Vernetzung aller Märkte geht KECK, ein mittel-
ständisches Unternehmen für weltweite Markeninszenierungen, den 
nächsten Schritt: KECK übernimmt das kanadische Messebauunter-
nehmen IES. 
Der Gründer und bisherige Eigentümer Ulrich Jaeckel von IES woll-
te sich aus dem Geschäftsleben zurückziehen. Er hatte sein Unter-
nehmen im deutschen Stil geführt und war aufgrund seiner Zuver-
lässigkeit in den letzten Jahren der Premiumpartner von KECK für 
Messestände in den USA geworden.
Durch den Kauf von IES und dem Insider-Knowhow seiner Mitarbeiter 
kann KECK nach eigener Einschätzung seinen Kunden auch in Zukunft 
Qualitäts- und Planungssicherheit bei ihren Markeninszenierungen in 
Nordamerika garantieren. Zu den Kunden von IES zählt unter ande-
rem ZF Friedrichshafen mit seinen Messeprojekten in Nordamerika. 
Nach der letztjährigen Gründung des Joint Venture KECK ASIA in 
Shanghai entwickelt sich KECK mit dieser Übernahme zu einer inter-
nationalen Unternehmensgruppe. 

Petra Schmidt,  

PETRA.SCHMIDT@KECK.WORLD,  

WWW.KECK.WORLD 

Advertorial

Wilhelm Blessing GmbH & Co. KG
Hermann-Löns-Str. 17
73760 Ostfildern - Nellingen

Telefon: 0711/34838-0
Telefax: 0711/34838-99

Email: info@wblessing.de
Internet: www.wblessing.de

Seit 75 Jahren

der Produkte, die Leistungsfähigkeit
Sonder-Spannzeuge. Die Qualität
konstruieren und produzieren wir

zu dem gemacht, was es heute ist:
haben das traditionsreiche Unternehmen

und Gründlichkeit der Mitarbeiter

ideenreich, kreativ und zukunftsorientiert.
Präzisions-Betrieb, weltweit wirkend,

ein renommierter schwäbischer

Eloxieren und Färben 
von Profilen, Blechen und Kleinteilen

Eloxal Höfler GmbH
Eichenstr. 12 • 78256 Steisslingen
Tel.: +49 (0)7738/1620 • Fax: +49 (0)7738/1621
info@eloxal-hoefler.de • www.eloxal-hoefler.de

ler-Eisenhardt:
itte Schrift des Textes 
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Inserentenverzeichnis

Inserentenverzeichnis
Unternehmen in alphabetischer Reihenfolge

Artur Farr GmbH & Co KG

 www.farr-feinmechanik.de

Bareis Managementsysteme

 www.bareis-ms.de

Brenners Park Hotel GmbH

 www.brenners.com

Bulling GmbH

 www.bulling-gmbh.de

Containerland GmbH

 www.containerland.de

Datalink EDV Service GmbH

 www.datalink.de

Eloxal Höfler GmbH

 www.eloxal-hoefler.de

Friedrich Burk GmbH & Co. KG

 www.firmengruppe-burk.de

Fritz Wahr Energie GmH & Co.KG

 www.wahr-mtb.de

Gebr. Zimmermann GmbH

 www.felswerk.de

GL GmbH Metall- und Werkstattechnik

 www.gl-gmbh.de

GMT Gummi-Metall-Technik GmbH

 www.gmt-gmbh.de

Grünemay & Abt KG 

 www.gruenemay-abt.de

GUK-Falzmaschinen, Griesser & Kunz-

mann GmbH & Co. KG

 www.guk-falzmaschinen.com

Herbert Kaut GmbH&Co.KG

www.kaut.info

Hotel Stadt Freiburg GmbH

 www.hotel-stadt-freiburg.de

Industrie-Technik Kienzler GmbH & Co. KG

 www.itk-kienzler.de

Kächele Wilhelm GmbH

www.w-kaechele.de

Karawane Reisen GmbH & Co. KG

 www.karawane.de

Karl Uhl GmbH & Co. KG

 www.uhl-beton.de

KHS Bedachungen GmbH

 www.khs-affalterbach.de

Kiefer GmbH Luft- und Klimatechnik

 www.kieferklima.de

Kölle GmbH

 www.koelle-gmbh.de

Lothar Bix GmbH

www.bix-lackierungen.de

Martin Fink KG

www.fink-plexiglas.de

Rettich Stahlbau GmbH

 www.rettich-stahlbau.de

Robert Kreidenweiß Mech. Bearbeitung

 www.kreidenweiss.de

Salzmann Kühler GmbH

 www.salzmann-kuehler.de

Sax + Klee GmbH

 www.sax-klee.de

SBS-Feintechnik GmbH und Co. KG 

(BURGER GROUP)

 www.burger-gruppe.com/de

Schnaithmann Maschinenbau GmbH

 www.schnaithmann.de

STAR Deutschland GmbH

 www.star-deutschland.net

Stefan Hertweck GmbH & Co. KG

 www.hertweck-praezisionswerkzeuge.de

Strasser GmbH

 www.strasser-cnc-drehteile.de

Stuttgarter Möbeltransport GmbH & Co. 

KG Gebr. Reimold

 www.reimold-umzug.com

Südpack Verpackungen GmbH & Co. KG

 www.suedpack.de

Textilwerke Totdnau Beratex

 www.bernauer-group.com/de/beratex

Weber Haus GmbH & Co. KG

 www.weberhaus.de

Wied Industriebedarf

Wilhelm Blessing GmbH & Co. KG

 www.wblessing.de

WWW.BURGER–GROUP.COM

Die BURGER GROUP mit Haupt-
sitz in Schonach ist einer der 
führenden Systempartner im 
Bereich kundenspezifischer An-
triebstechnik. 
Mit über 1000 Mitarbeitern an 
acht Standorten in Europa und 
Nordamerika  schaffen wir in-
novative Lösungen in Metall, in 
Kunststoff, im Materialverbund 
oder als komplettes mecha-
tronisches System. Mit unserer 
Erfahrung aus über 160 Jahren 
Antriebsentwicklung, zukunfts-
weisenden Fertigungstechnolo-
gien und Innovationen finden wir     

      für jede Anwendung 
     den passenden       

                                          Antrieb.

ANTRIEBS-
LÖSUNGEN

Schonach | Triberg | Schönwald | Deißlingen
Schwaig | CH St. Antoni | CZ Kaznějov | CAN Barrie

FÜR HÖCHSTE ANSPRÜCHE

BURGER_GROUP_181x83_MIT_Image_2018.indd   2 01.02.18   13:47
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Marktplatz

Technischer Service für Handwerk und Maschinenbau
Maschinenbauteile · Fertigung von kompletten  
Teilen und Vorrichtungen in Stahl und Edelstahl
Im Brühl 8 · 73113 Ottenbach  
Telefon (7165) 91009-0 · Fax (7165) 91009-8
info@bulling-gmbh.de

www.bulling-gmbh.de

GMBH

Mit                   - Druckern 
von                           sehen
Ihre Umsatzkurven noch

           viel besser aus!

DATALINK EDV SERVICE GmbH
71229 Leonberg • Hertichstraße 34
Tel. 07152/97916-0 • Fax 07152/97916-7
www.datalink.de • info@datalink.de

• Herstellerunab-
hängiges Systemhaus

• Auf Ihre Erfordernisse 
abgestimmte Lösungen 
• Drucker, Multifunktions-

geräte, Security Print, 
MPS, MDS, Dokumenten-
Management und -

Archivierung.

Infohotline: 0 70 52 / 97 91 6-0

ASBEST  
Sanierung vom Experten 

mit 46Jahren 
Erfahrung 

DACH 

Flachdach Neubau / Sanierung 
Trapezblech Dach / Fassade 

In jeder Größenordnung 

Telefon 
07144 / 8349-0 

Grün muss RAL 6018 / HKS 65 N entsprechen
Rot = Leuchtendes / Kräftiges Rot

KHS Bedachungen GmbH
71563 Affalterbach  

www.khs-affalterbach.de 

www.strasser-cnc-drehteile.de

Strasser GmbH
Benzstrasse 4/1, 72649 Wolfschlugen

Telefon 0 70 22 - 58 01 
E-Mail mail@strasser-cnc-drehteile.de

www.bareis-ms.de

Seit 70 Jahren verlassen Falzmaschinen in 
Spitzenqualität unser Hause GUK in Wellendin-
gen. Wir sind spezialisiert auf Anlagen für 
Kleinfalzungen, die jeder als Packungsbeilage 
kennt. Über Jahrzehnte wurde die Leistung und 
Einfachheit dieser Anlagen optimiert. Und nach 
wie vor konzentrieren wir uns mit Leidenschaft 
auf den Kunden und seine Bedürfnisse. Erleben 
Sie die Kunst des Falzens bei GUK.

www.guk-falzmaschinen.com

Papierkünstler.
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Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU/CSU.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon Telefax

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Geldinstitut

BIC IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich       € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Der Mitgliedsbeitrag wird als Jahresbeitrag durch 
eine Sepa-Lastschrift eingezogen.)

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

Gläubiger-ID

Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140, Telefax: 07154 8025-145
info@mit-bw.de
www.mit-bw.de

BADEN-WÜRTTEMBERG

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie,
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU Baden-Württemberg, ihren Gliede-

rungen für die Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. 
Eine sonstige Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen 
Versammlungen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem 
Postweg gleich.  Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

MIT vor Ort
MIT Alb-Donau/Ulm  

www.mit-alb-donau-ulm.de

MIT Baden-Baden/Rastatt  

www.mittelstand-bad-ra.de

MIT Biberach www.mit-bc.de

MIT Böblingen www.mit-boeblingen.de

MIT Bodenseekreis  

www.mit-bodenseekreis.de

MIT Breisgau-Hochschwarzwald 

 www.mit-breisgau-hochschwarzwald.de

MIT Calw/Freudenstadt www.mit-cw-fds.de

MIT Emmendingen www.mit-emmendingen.de

MIT Esslingen www.mit-esslingen.de

MIT Freiburg www.mit-freiburg.de

MIT Göppingen www.mit-gp.de

MIT Heidelberg www.mit-heidelberg.de

MIT Heidenheim 

MIT Heilbronn

MIT Hohenlohe www.mit-hohenlohe.de

MIT Karlsruhe www.mit-karlsruhe.de

MIT Karlsruhe Land www.mit-karlsruhe-land.de

MIT Konstanz www.mit-konstanz.de

MIT Lörrach

MIT Ludwigsburg www.mit-ludwigsburg.de

MIT Main-Tauber-Kreis 

 www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim www.mit-mannheim.de

MIT Neckar-Odenwald  

www.mit-neckar-odenwald.de 

MIT Ortenau www.mit-ortenau.de

MIT Ostalb www.mit-ostalb.de 

MIT Pforzheim www.mit-pforzheim.de

MIT Ravensburg www.mit-ravensburg.de

MIT Rems-Murr www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen  

www.cdu-kreis-reutlingen.de/vereinigungen

MIT Rhein-Neckar  

www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall  

www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

MIT Sigmaringen 

MIT Stuttgart www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg  

www.mit-nordwuerttemberg.de 

MIT Südbaden www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern  

www.mit-wueho.de

MIT Deutschland www.mit-deutschland.de 

MIT Baden-Württemberg www.mit-bw.de

> 50 Jahre seit 1964

Fritz Wahr Energie 
GmbH & Co. KG 
Nagold TEL 07452 93070

WAHR-ENERGIE.DE

HEIZÖLE . HOLZPELLETS 
KRAFTSTOFFE 
SCHMIERSTOFFE . ADBLUE 

 TANKSTELLEN

Für Wärme 
und Mobilität. 
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BADEN-WÜRTTEMBERG

MIT im Dialog.

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung!
z. B. zu unseren Forderungen an die neue
Landesregierung, zur uns belastenden
Bürokratie und zu unseren Erwartungen
an die Wirtschaftspolitik!

wifo@mit-bw.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de


